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Dritter Teil

Die Tätigkeit des Zentrums auf volkswirtſchaftlichem
Gebiete .

&) Allgemeines .

62. Die Vorbereitung der künftigen Handelsverträge iſt die

bedeutſamſte Aufgabe , die der Reichstag auf volkswirtſchaftlichem
Gebiete derzeit hat . Darum hat auch das Zentrum mit an die

Spitze ſeiner Anträge die Reſolution geſtellt :
„ den Herrn Reichskanzler zu erſuchen , behufs Vorbereitung der künftigen

Handelsverträge
1. eine umfaſſendere Produktionsſtatiſtik im Inlande für die einzelnen

Erwerbsgruppen zu veranlaſſen , wobei die mit ihrem Abſatz auf die
Landwirtſchaft angewieſenen Gruppen des Kleinhandels und Handwerks
beſonders behandelt werden ;
Zuſammenſtellungen über die Produktionsverhältniſſe , insbeſondere über
Gewinnung von Rohſtoffen , Bodenpreiſe , Löhne , Lebenshaltung der

Arbeiterſchaft , ſoziale Laſten uſw . der mit dem deutſchen Volke haupt⸗
ſächlich im Wettbewerb ſtehenden fremden Staaten anzuſtellen und

dieſe in einer Denkſchrift dem Reichstag zugehen zu laſſen ;
3. bei den bevorſtehenden Verhandlungen über die neuen Handelsverträge

auf eine größere Gleichmäßigkeit in der ſozialen Geſetzgebung der be⸗

teiligten Länder im Sinne eines möglichſt großen Fortſchritts hin⸗
zuwirken . “ (J. Seſſ . 1912 . D. S. Nr . 19 u. 226 )

Abg . Dr . Mayer ( Kaufbeuren ) führte zur Begründung dieſer
Reſolution und über die wirtſchaftliche Lage im allgemeinen aus :

„ Der deutſche Außenhandel , der ſich von ſeinem im Jahre 1908 er⸗
littenen ſchweren Rückſchlag im Jahre 1909 wieder erholt hat und 1910 eine

ſtarke Steigerung zu verzeichnen hatte , weiſt auch wieder im Jahre 1911

Rekordzahlen auf : er hat ſich im Jahre 1911 um 1,2 Milliarden Mark , auf

nunmehr 17,6 Milliarden Mark gehoben . Das bedeutet eine Zunahme von

7,5 Prozent gegenüber dem Vorjahre . Wenn wir nun den Stand und Ent⸗

wicklungsgang unſeres Exports allein ins Auge faſſen und ihn vergleichen
mit dem Stand und Entwicklungsgang des Exportes unſeres Hauptkonkurrenten
auf dem Weltmarkt , nämlich Englands , ſo ergeben ſich folgende intereſſanten

Zahlen . In den beiden Jahrzehnten 1891 bis 1911 ſtieg der deutſche Waren⸗

export von 3,1 Milliarden auf 8,1 Milliarden Mark , eine Steigerung von



155 Prozent . Im gleichen Zeitraum entwickelte ſich der Export unſeres Kon⸗

kurrenten England von 5 Milliarden auf 9,2 Milliarden , alſo eine Steigerung
von 83 Prozent . Mit anderen Worten : der deutſche Export verfolgt ein faſt
um das Doppelte ſchnelleres Entwicklungstempo als der Export unſeres
Handelskonkurrenten , Englands . Im Jahre 1891 betrug der deutſche Export
62 Prozent des engliſchen , im Jahre 1911 bereits 87 Prozent . Daraus iſt der

Schluß gerechtfertigt , daß , wenn dieſes Tempo anhält , wir in 10 Jahren
unferen Hauptkonkurrenten auf dem Weltmarkt überholt haben werden .

Allerdings iſt der Export Englands ein faſt ausſchließlich induſtrieller , während
der deutſche Export bekanntlich auch einen erheblichen Poſten landwirtſchaft⸗
licher Produkte aufweiſt . Andererſeits ſind wir aber dem engliſchen Welt⸗

handel in einzelnen Produkten bereits ſehr nahe gerückt . An Eiſenfabrikaten
und Maſchinen z. B. exportieren wir 1,9 Milliarden , England 2 Milliarden ,
und in elektriſchen Erzeugniſſen ſind wir England bereits über . “

( 15. Sitzung vom 20. Februar 1912 . St . B. S. 313 )

Zur Reſolution ſelbſt übergehend meinte er :

„ Wir haben eine derartige Produktionsſtatiſtik auf induſtriellem Ge⸗
biete ſeit Jahren ; bezüglich der Landwirtſchaft aber iſt die Produktions⸗
ſtatiſtit hinter der Erfaſſung der induſtriellen Entwicklung zurückgeblieben ,
und ſie geht auch inſofern irrige Wege , als ſie den Handwerker und Klein⸗

kaufmann auf dem Lande identifiziert mit dem Kleinkaufmann und Hand⸗

werker , der in den Städten wohnt . Es iſt aber ein koloſſaler Unterſchied
zwiſchen den Intereſſen derjenigen Teile des Mittelſtandes , die auf dem Lande
und in kleinen und mittleren Städten anſäſſig ſind und von der Landwirt⸗

ſchaft leben , und denjenigen , die in einer Großſtadt ihren Wohnſitz haben .
( Sehr richtig ! im Zentruͤm . ) Nach der Richtung ſoll alſo eine Scheidung
unſerer Produktionsſtatiſtik vorgenommen werden . Wir wollen aber noch
etwas anderes . Bei den Wahlen wurde von der einen Seite behauptet , die

Induſtrie ſchaffe jährlich 16 Milliarden Werte , die Landwirtſchaft nur 6;
auf der anderen Seite wurde wieder behauptet , die Induſtrie ſchaffe nur
10 Milliarden Werte und die Landwirtſchaft 7 Milliarden Werte . Meine

Herren , wir ſehen hieraus , daß alle dieſe eigentlich nur auf Kombinationen

beruhenden Summen im politiſchen Kampfe verwertet werden und eine um ſo
größere Rolle ſpielen , je näher wir der Verabſchiedung der Handelsverträge
kommen . Wir wollen daher , daß die Regierung ſelbſt durch eine objektive
amtliche Erfaſſung der Produktionsverhältniſſe auch der Landwirtſchaft dazu
beiträgt , Klarheit zu ſchaffen und ſo die Handelsverträge entſprechend vor⸗

zubereiten . “ ( St . B. S. 320 )

Abg . Graf Praſchma unterſtützte dieſen Antrag :
„ Wir geben dem Herrn Staatsſekretär zu, daß eine ſolche Statiſtik der

kleinen Betriebe außerordentlich ſchwierig iſt ; aber es dürfte vollſtändig ge⸗
nügen , daß das , wie er es ja ſchon in Ausſicht geſtellt hat , in der Form von

Monographien geſchieht , die meiner Meinung nach mit Hilfe der Lokal⸗

behörden , z. B. der Landratsämter , ſehr wohl zu ſchaffen ſein werden . Was
dann den Ausbau der Technik der Statiſtik betrifft , ſo ſcheint es er⸗

wünſcht , daß dieſe Erhebungen zu einer dauernden Einrichtung ausgebildet
werden . Es müßte dann aber ein ſolches Bureau ſich freimachen von dem
Bureaukratismus , den wir leider in unſerer Statiſtik ſo oft finden . Es iſt
notwendig , daß gerade für dieſe Erhebungen volkswirtſchaftlich ausgebildete
und auch in der Praxis erfahrene Beamte und ein gutgeſchultes Perſonal
verwendet wird . “ ( 24. Sitzung vom 12. März 1912 . St . B. S. 582 )

Die Regierung nahm eine ſehr entgegenkommende Stellung
ein und ſagte zu , daß ſie alles tun werde , was ſie vermöge . Die

Reſolution fand Annahme .
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63 . Der rheiniſch⸗weſtfäliſche Bergarbeiterſtreik iſt durch eine

Interpellation des Zentrums (I. Seſſ . 1912 Druckſ . Nr . 295 ) in

der Richtung zur Sprache gebracht worden , ob der Reichskanzler
bereit iſt , über den Stand des Streiks im rheiniſch - weſtfäliſchen

Kohlenrevier Auskunft zu geben , und weiterhin , was er zu tun

gedenkt , um unter Berücktſichtigung der berechtigten Wünſche der

Bergarbeiter ein raſches Ende des die deutſche Volkswirtſchaft

ſchwer ſchädigenden Ausſtandes herbeizuführen .

Abg. Schiffer ( Borken ) ( Ztr . ) begründete die Anfrage und

rechtfertigte es , weshalb der chriſtliche Bergarbeiterverband nicht
an dem Streik teilnehme .

„ Im Ruhrrevier hatten die Grubenbeſitzer Lohnerhöhungen in

Ausſicht geſtellt . Es mußte nach unſerer Auffaſſung zunächſt ruhig abgewartet
werden , ob dieſe Lohnerhöhungen kommen , und ob ſie in genügender Höhe
kommen würden . Jedenfalls hatten vor acht Tagen und haben auch ſchließlich

jetzt die Ruhrzechenunternehmer noch nicht bewieſen , daß ſie gewillt waren

und ſind , ihr Wort nicht zu halten . Ferner kam für uns die Tatſache in Be⸗

tracht , daß die Kohlenpreiserhöhung , die vom Syndikat beſchloſſen iſt , doch

erſt am 1. April d. J . in Kraft tritt . Weiterhin aber , meine Herren , hatte
der Gewerkverein chriſtlicher Bergarbeiter Rückſicht zu nehmen zunächſt auf
die eigene Induſtrie . Er hat daran gedacht , daß die Engländer im Jahre

1905 während des damaligen Kampfes in Deutſchland unſerer Bergwerks⸗

induſtrie nicht unbedeutende Gebiete auf dem Kohlenmarkt ſtreitig gemacht

haben . Und jetzt wäre die Gelegenheit wahrhaftig nicht ungünſtig geweſen ,

dieſe Märkte wiederzugewinnen . Wir ſind auch als Arbeiterorganiſationen
der Ueberzeugung , daß die Wiedergewinnung ſolcher Märkte für unſere hei⸗

miſche Induſtrie , auch für die Arbeiter , von beſonderem Vorteile iſt . Wir

ſind überhaupt überzeugt davon , daß nur eine geſunde , eine gut proſperierende

Induſtrie in der Lage iſt , gute , vollauf befriedigende Arbeiterlöhne zu

P
Meine Herren , der Gewerkverein chriſtlicher Bergarbeiter hat dann aber

auch grundſätzlich und mit vollem Recht ſich leiten laſſen von der Rückſicht⸗

nahme auf unſer geſamtes Wirtſchafts⸗ und Erwerbsleben , an deſſen Wohl⸗

ergehen ebenfalls die geſamte Arbeiterſchaft aufs lebhafteſte intereſſiert iſt .

Wir ſtehen auf dem Standpunkt , daß , ehe ein ſolcher Kampf in ſo ungeheurem

Umfang begonnen wird , ein Kampf , der das ganze heimiſche Wirtſchaftsleben

ſchädigen , zum Teil ſogar ſtillegen kann , ein Kampf , der Hunderttauſende ,

unter Umſtänden viele Millionen deutſcher Arbeiter ins Elend treiben kann —

daß ein ſolcher Kampf nicht ohne beſondere Not begonnen und durchgeführt
werden darf . “ ( 26. Sitzung vom 14. März 1912 . St . B. S. 6835)

Dann wies der Redner darauf hin , daß die Fäden des Streils

in London zuſammenlaufen und daß es ſich im Kerne um einen

Sympathieſtreik für die engliſchen Bergarbeiter handle , legte aber

den deutſchen Arbeitgebern nahe :

„ Der Gewerkverein hat die Intereſſen der heimiſchen Bergwerksinduſtrie ,
die Intereſſen der anderen deutſchen Induſtrien , namentlich der Eiſen⸗ und

Textilinduſtrie , er hat die ſpezifiſch deutſchen wirtſchaftlichen und ſtaatlichen

Intereſſen überhaupt trotz aller Verleumdungen und Anfeindungen nach beſten

Kräften wahrgenommen . ( Lebhafte Zurufe von den Sozialdemokraten . ) Er

hat das auch in ſeiner Eigenſchaft als Arbeiterorganiſation getan , weil er



eben von der Ueberzeugung durchdrungen iſt , daß dieſe Intereſſen ebenſo ſehr
Arbeiterintereſſen wie allgemeine Intereſſen ſind . ( Sehr richtigl im Zentrum
und bei der Wirtſchaftlichen Vereinigung . )

Wenn dem aber ſo iſt , meine Herren , dann wäre es doch meines Er —
achtens an der Zeit , daß auch die Unternehmer der Großinduſtrie , ſpeziell auch
jetzt im Ruhrbergbau , mit dem verſtändigen Teil der Arbeiterſchaft zu⸗
ſammenwirkten , ( hört ! hört ! und Lachen bei den Sozialdemokraten ) daß ſie
mit den nationalen Arbeitern verhandeln und ſich mit ihnen verſtändigen .
Die chriſtlich - nationale Arbeiterbewegung im allgemeinen und der Gewerk⸗
verein chriſtlicher Arbeiter im beſonderen hat volles Verſtändnis für eine
geſunde Gewerbe - und Induſtriepolitikt . Das müſſen allmählich auch die
Unternehmer einſehen , und in der gegenwärtigen Bergarbeiterbewegung ſollten
die Grubenherren poſitive und greifbare Zugeſtändniſſe machen . ( Hört ! hört !
bei den Sozialdemokraten . ) Auch die weiteſte Oeffentlichkeit hat das Recht
und die Pflicht , an die Grubenherren zu appellieren , daß ſie mit den Arbeiter⸗
ausſchüſſen auch über Lohnfragen verhandeln und Lohnerhöhungen zugeſtehen ,
( ſehr richtig ! im Zentrum ) und das muß ſchnell geſchehen . Mit dem Auf⸗
dielangebankſchieben und mit allgemeinen Redensarten wird die Situation
nur verdorben . “

Staatsſekretär Delbrück legte zunächſt ſeine Bemühungen
um friedlichen Ausgleich dar und teilte dann mit :

„ Auf der anderen Seite hat die Preſſe darauf hingewieſen , daß am
11 März —das war der Tag , an dem in einer Reihe von anderen Ländern
die Sympathiedemonſtrationen für die engliſchen Bergarbeiter beabſichtigt
waren — ( bört ! hört ! rechts ) alle dieſe Länder ihr Auge auf das Verhalten
der deutſchen Bergleute gerichtet hielten . ( Hört ! hört ! rechts . ) Ich möchte
feſtſtellen , daß mir eine ganze Reihe von Protokollen über Ausſchußverhand⸗
lungen vorliegen , in denen die Ausſchußmitglieder des alten Verbandes er⸗
klärt haben , die Lohnverhältniſſe ihrer Zechen ſeien ſo, daß man daran
zweifeln könne , ob ein Streik notwendig ſei ; ( hört ! hört ! im Zentrum und
rechts . ) Es handle ſich aber nicht um die Löhne , ſondern um einen von der
Organiſation befohlenen Streik . “

Aus den amtlichen Zahlen ergibt ſich in der Kürze , daß die Preiſe
bei der Fettkohle im Jahre 1911 gegen das Jahr 1907 zurückſtanden um
5,5 Prozent , beim Hochofenkoks um 10 Prozent , daß dagegen die Löhne im
Jahre 1911 gegen diejenigen des Jahres 1907 nur zurückſtanden um 4 Prozent ,
auf alle Bergarbeiter berechnet , während bei den Häuern die Löhne des Jahres
1911 gegen das Jahr 1907 um 7 Prozent zurückſtanden . “

( 26. Sitzung vom 14. März 1912 . St . B. S. 641 )

6000 Polizeimannſchaften ſeien zum Schutze der Arbeits —

willigen in das Streikgebiet beordert worden , und wo dieſe nicht
ausreichten , da wurde Militär herbeigerufen . Die ſozialdemokrati —
ſchen Redner befanden ſich in einer großen Verlegenheit und

gebrauchten allerlei Ausflüchte ; ſie ſollten eine ſchon verlorene

Sache auch rechtfertigen ; dies hat ihnen beſonders Abs Gies —
berts vor Augen gehalten :

„Ich habe mir heute vorgenommen , nachdem von ſozialdemokratiſcher
Seite ſtandhaft und entſchieden abgeleugnet wird , daß hinter dem Streik
irgendwelche politiſche Motive ſtehen , in der Hauptſache den Nachweis zu
führen , daß dieſer Streik gegen alle gewerkſchaftlichen Regeln , die in Deutſch⸗
land üblich ſind , geführt und ausgebrochen iſt . Man leugnet ſtandhaft ab, daß
dem Streik irgendein politiſches Motiv zugrunde liegt . Wir ſind der gegen⸗



teiligen Auffaſſung ; wir ſind der Auffaſſung , daß der Streik mit ein Rache⸗
akt iſt für die Niederlage bei den letzten Wahlen im Induſtrierevier . ( Sehr
gut! im Zentrum . ) Daß dieſer Streik aber lediglich politiſche Motive hat ,
wird auch bewieſen dadurch , daß er gegen alle gewerkſchaftlichen Regeln
gehandhabt wird . “

( Redner führte dies im einzelnen aus ) . . . .

„ Mit 80000 organiſierten Arbeitern und 200 000 unorganiſierten Arbeitern
beginnen Sie einen Streik , Herr Kollege Sachſe . ( Unruhe und Zurufe bei den
Sozialdemokraten . ) Das iſt eine Unverantwortlichkeit von Ihnen . ( Unruhe
und Zurufe bei den Sozialdemokraten . ) Das iſt in der Geſchichte der
deutſchen Gewerkſchaftsßbewegung noch nie der Fall geweſen . Die Organi⸗
ſationsverhältniſſe liegen alſo nicht im geringſten ſo, daß der Streik mit
Ausſicht auf Erfolg geführt werden konnte . Zur Durchführung eines Streiks
im Ruhrrevier gehören zweitens große Mittel . Wenn der Streik das er⸗
reichen ſoll , was Herr Sachſe hier gekennzeichnet hat , nämlich die Nieder⸗
zwingung des Grubenkapitals zur Anerkennung der aufgeſtellten Forderungen ,
dann rechne ich, daß von den 360 000 vorhandenen Arbeitern mindeſtens
250 000 im Streik bleiben müſſen , und wenn der Kohlenmangel ſo empfind⸗
lich werden ſoll , daß die Zechenbeſitzer zum Nachgeben gezwungen werden ,
dann darf der Streik keinesfalls unter vier bis ſechs Wochen dauern . ( Sehr
richtig im Zentrum . ) 250 000 Streikende erfordern pro Woche ein Unter⸗
ſtützungskapital von 37 bis 4 Millionen Mark . Der ſozialdemokratiſche
Verband hat etwa 3 Millionen Mark Vermögen . Wenn nun die anderen
Verbände das übrige zuſchießen , ſo rechne ich, daß im günſtigſten Falle
4 Millionen Mark zur Verfügung ſtehen . Das iſt die Streikunterſtützung für
eine einzige Woche . “ ( 28. Sitzung vom 16. März 1912 . St . B. S. 718 )

Wie es der chriſtliche Gewerkverein vorausgeſagt hatte , ſo
traf es auch ein : der Streik war auf der ganzen Linie verloren ,
ohne jeden Erfolg für die Arbeiter .

64 . Ein Reichskartellgeſetz forderte das Zentrum ſeit 1908

und ſo auch jetzt wieder durch folgenden Antrag :
„die verbündeten Regierungen zu erſuchen , tunlichſt bald dem Reichstag

einen Geſetzentwurf , betreffend Kartelle , Truſts und ähnliche Vereinigungen ,
vorzulegen .

Als Zielpunkte der Regelung werden zur Erwägung empfohlen :
Errichtung eines Reichskartellamts , ſei es als beſonderer Abteilung im

Reichsamt des Innern , ſei es als eignen Amtes nach Vorbild des

Aufſichtsamts für Privatverſicherung ;
2. Feſtſetzung von Mindeſtvorſchriften bezüglich der Satzungen insbeſondere

betreffend die Zulaſſung von Schiedsgerichten ;
3. Verpflichtung zur Anzeige der Errichtung und zur Einreichung der

Satzungen beim Kartellamt ; Führung eines Kartellregiſters ;
4. Aufſicht des Kartellamts über die Geſchäftsführung mit dem Rechte der

Entſendung eines Kommiſſars zu den Beratungen ; Auskunftspflicht
der Kartelle ;

5. regelmäßige Veröffentlichungen des Kartellamts ; 5
6. Maßnahmen , die gegenüber denjenigen Vereinigungen getroffen werden

können , welche die Beanſtandungen des Kartells nicht berückſichtigen .
(J. Seſſ . 1912 . D. S. Nr . 20 u. 223 )

Abg . Dr . Mayer ( Kaufbeuren ) konnte zunächſt darauf hin⸗

weiſen , wie die Macht der Syndikate und Kartelle ſtetig wächſt und

1



wie die Auswüchſe zunehmen ( Petroleum , Porzellanfabriken uſw . ) ,
wie aber der preußiſche Staat die Kartelle unterſtützt durch den

Anſchluß an das Kohlenſyndikat .
„ Das Kohlenſyndikat hat nach dem Anſchluß des preußiſchen Fiskus

ſeine Richtpreiſe im Durchſchnitt um 25 Pfennig bis eine Mark pro Tonne

erhöht . Was bedeutet dieſe Erhöhung für die Allgemeinheit ? Das Kohlen⸗
ſyndikat ſetzte im Jahre 1911 an Steinkohlen 49 Millionen Tonnen ab, an
Briketts 3,8 Millionen , an Koks 11 Millionen , zuſammen 64 Millionen
Tonnen . Davon gingen etwa 20 Millionen Tonnen ins Ausland , die ziehe ich
ab ; dann bleibt ein Abſatz des rheiniſch - weſtfäliſchen Kohlenſyndikats nach
dem Inlande von 44 Millionen Tonnen übrig . Nehme ich nun im Gegenſatz
zu anderen Berechnungen , die im Durchſchnitt 75 Pfennig Erhöhung pro
Tonne annehmen , nur 50 Pfennig an , dann ergibt ſich für die Konſumenten
der Kohle aus den rheiniſch - weſtfäliſchen Kohlenſyndikatszechen in Deutſchland
eine Mehrbelaſtung von jährlich 22 Millionen Mark . Dieſe Preiserhöhung wird

ſelbſtverſtändlich Schule machen , ſie wird von unſeren Braunkohlenſyndikaten
und von der oberſchleſiſchen und ſächſiſchen Induſtrie , ſoweit es ihr möglich iſt ,
nachgeahmt ; und wenn ich mir nun vor Augen halte , daß in Deutſchland der

Konſum der Kohle jährlich insgeſamt 153 Millionen Tonnen beträgt , dann

ergibt das eine Mehrbelaſtung der deutſchen Volkswirtſchaft von jährlich über
75 Millionen Mark . “ ( 15. Sitzung vom 28. Februar 1912 . St . B. S. 314 )

Er konnte aber auf der anderen Seite auch feſtſtellen , wie

andere Staaten (3. B. Oeſterreich ) ganz im Sinne des Kartell⸗

antrags des Zentrums vorgehen ; da müſſe das Reich endlich aus

dem Standpunkte der Erwägungen herauskommen . Der Kartell —⸗

antrag des Zentrums fand Annahme .

65 . Die Aufhebung der Futtermittelzölle und des Kartoffel⸗

zolles erſtreben Interpellationen der Volkspartei (J. Seſſ . 1912

Druckſ . Nr . 46 ) und der Sozialdemokratie (J. Seſſ . Druckſ . Nr . 60) .
Am 21 . und 22 . Februar 1912 beriet der Reichstag über dieſe

Frage . Staatsſekretär Dr . Delbrücck führte dagegen aus :

„ daß die Maisernte in der ganzen Welt ungewöhnlich ſchlecht und un —
zureichend war , daß in Amerika der Ernteausfall größer geweſen war als
das ganze Quantum , das Amerika im Jahre 1910 ausgeführt hat , daß in der
übrigen Welt kein Mais zu haben ſei , daß Argentinien ſeit der Mitte des
vorigen Jahres nichts gebracht habe ; daß in Südafrika kaum der Bedarf
des eigenen Landes zu decken iſt , daß dieſem großen Manko in der Welt

gegenüber nur ein Quantum von etwa 12 Millionen Doppelzentnern in den
Donauländern zur Verfügung ſtand für den Export nach dem geſamten Weſt⸗
europa , deſſen Bedarf nicht annähernd mit dieſem , in den Donauländern ver⸗
fügbaren Quantum gedeckt werden konnte , daß ſomit eine derartige Herab⸗
ſetzung des Zolles , wo alles nach Futter ſchreit , eine Steigerung der Preiſe
herbeiführen würde . Der Zoll würde niemals den Viehhaltern zugute
kommen , ſondern er würde in der Hauptſache in den Händen des Handels

ſitzen bleiben , wie das der Fall geweſen iſt bei einem erheblichen Teil der

Preisermäßigungen , die ſich aus den Reduktionen der Eiſenbahntarife ergeben
hatten . “ ( 11. Sitzung vom 21. Februar 1912 . St . B. S. 193 )

Der Zoll von 1,30 Mark auf Futtergerſte
„iſt an ſich niedrig , er iſt niedrig im Verhältnis zum Werte des Pro⸗

duktes , und er hat zweifellos , wie die vorhin von mir angegebenen Zahlen
FIW



Iffel⸗

gezeigt haben , es nicht verhindert , daß ungewöhnlich große Quantitäten

Futtergerſte aus dem Auslande eingeführt ſind . Was alſo an Futtergerſte vor⸗

handen geweſen iſt , hat hereingebracht werden können . Ich habe aber ferner

auf die Gefahr hin, daß Sie nochmals lachen , auch die Ueberzeugung , daß

wenn wir in einem Augenblick , wo die Futtergerſte knapp werden muß,
wo die Nachfrage an ſich ſchon ſteigt , wo an ſich ſchon die Preiſe ſteigen/
daran gehen werden , den Zoll zu ſuspendieren , wiederum nur eine geſteigerte

Nachfrage eintreten und die Preiſe ſteigern würde . “ ( S. 193 )

Nur in der Frage des Kartoffelzolles ſagte der Staats⸗

ſekretär eine Erleichterung zu .

„ Der bei uns geltende Kartoffelzoll iſt ein Saiſonzoll , es iſt ein Zoll , der

nicht den Zweckhat , im allgemeinen die Einfuhr von Kartoffeln zu erſchweren
oder die Kartoffeln im Inlande zu verteuern , ſondern ein Zoll , der den Zweck

hat , die Frühkartoffel zu treffen , eine Kartoffel , die an ſich ſo hochwertig iſt ,

daß ſie weder als Fabrikkartoffel noch als Nahrungsmittel ernſtlich in Betracht
kommt . ( Sehr richtig ! rechts und im Zentrum . ) Die Frühkartoffel , die unter

dem Namen „Maltakartoffel “ aus Malta , Cypern , Frankreich und ſonſtwo

herkommt , iſt eine Luxuskartoffel , ( ſehr richtig ! l rechts und im Zentrum ) und

den ſie treffenden Zoll zu beſeitigen haben wir keine Veranlaſſung . ( Erneute

Zuſtimmung. )
ö

Aber abgeſehen davon trifft der Saiſonzoll eventuell noch aus dem Aus⸗
lande eingehende Saatkartoffeln . Das liegt in der Jahreszeit ſeiner Geltung ,

nicht aber trifft der Zoll unter normalen Verhältniſſen Kartoffeln vorjähriger
Ernte , die für induſtrielle Zwecke oder für den menſchlichen Konſum oder für

Futterzwecke beſtimmt ſind . “ ( S. 194 )

Im Anſchluß daran teilte er mit , daß der Bundesrat beſchloſſen

habe , Kartoffeln der vorjährigen Ernte bis zum 1. Mai 1912 zoll⸗

frei einzulaſſen und den am 15 . Februar fälligen Zoll bis zu dieſem

Termin nicht zu erheben . — Es ſei ſofort feſtgeſtellt , daß dieſe Er⸗

leichterung dem deutſchen Konſumenten gar nicht zugute kam , ſon⸗

dern daß namentlich in Holland der Preis für die Kartoffeln ſo⸗

fort um den Betrag des Zolles und mehr ſtieg und daß die ganze

Aktion dem deutſchen Volke nichts genützt hat . Darum hatte der

Abg . Herold auch recht , als er ausführte :

„ Aber die Frage iſt nur die : wird durch die Aufhebung des Zolls eine

Ermäßigung des Preiſes eintreten ? Ich beſtreite das mit aller Entſchieden⸗

heit ; ( ſehr richtig ! im Zentrum und rechts ) ich beſtreite mit aller Entſchieden⸗

heit , daß nach Aufhebung des Zolls auch nur ein Pfund Gerſte mehr eingeführt

wird , daß der Preis auch nur um einen Pfennig heruntergehen wird . Es

zeigt ſich immer und überall : gerade in Zeiten des Mangels , wenn die Nach⸗

frage größer iſt als das Angebot , dann wirken alle derartigen Maßnahmen

durchaus nicht preisermäßigend , ſondern den Nutzen davon wird das Aus⸗

land haben und weiter in ganz erheblichem Maße der Großhandel . Roggen

und Gerſte müſſen im Preiſe immer in einer beſtimmten Beziehung ſtehen .

Roggen hat einen höheren Futterwert als Gerſte , und zwar einen um 11 Pro⸗

zent höheren . Wenn nun der Zoll zum Ausdruck kommen ſollte , dann müßte

doch, ſelbſt wenn ich Roggen und Gerſte gleichwertig annehme , die Preis⸗

differenz zwiſchen Roggen und Gerſte ſo viel betragen , wie die Zolldifferenz

ausmacht . Die Zolldifferenz beträgt aber 5 Mark weniger 1,30 Mark , alſo

3,70 Mark ; und heute haben Futtergerſte und Roggen annähernd denſelben

Preis . Es beſteht vielleicht noch eine Spannung von etwa 50 Pfennig — die

Preiſe ſind ja einigermaßen lokal . Daraus ergibt ſich klar , daß der billige



Zollſatz auf Gerſte auch jetzt ſchon dem Auslande zugute kommt ; infolge des
billigen Zolls nimmt das Ausland einen höheren Preis für Gerſte . Wenn
wir den Zoll ganz beſeitigen , ſo würde die Gerſte wiederum nicht billiger⸗werden , wohl aber würden wir dem Ausland ein Geſchenk von 45 Millionen
machen . Die angeführten Zahlen über die Spannung zwiſchen Roggen und —
Gerſte ſind ſo beweiſend , daß ein Widerſpruch unmöglich iſt . “

( 11. Sitzung vom 21. Februar 1912 . St . B. S. 196)
Mit der zeitweiligen Außerkraftſetzung des Kartoffelzolles er —

klärte er ſich einverſtanden , fügte aber bei :

„ Ich bin allerdings der Anſicht , daß ähnlich wie bei Gerſte und Mais
dadurch kein Pfund Kartoffeln mehr eingeführt wird , und daß der Kartoffel⸗preis in keiner Weiſe heruntergeht . ( Sehr richtigl im Zentrum . ) Auch bei
den Kartoffeln wird das Ausland und der Handel den Nutzen davon fort⸗
nehmen . “ ( S. 196 )

Abg . Giesberts fügte ergänzend bei :
„ Immer wieder muß ich auf die Konſequenz hinweiſen : verlangt man

von der Landwirtſchaft eine Steigerung der Produktivität , dann darf ſie nicht
zum Spielball des großkapitaliſtiſchen Handels und der Kulikonkurrenz des
Auslandes werden , ſondern man muß ſie ſich entwickeln laſſen hinter den ſicherenMauern eines maßvollen Schutzzolles . Es wäre vielleicht intereſſanter und
nützlicher für das deutſche Volk , wenn anſtatt der ewigen Teuerungsdebatten ,
durch die bis jetzt nichts billiger geworden iſt , ( ſehr richtig ! rechts und im
Zentrum ) eine ernſthafte Unterſuchung der Frage ſtattfände : wie ſtellen wir
die Lebensmittelverſorgung Deutſchlands ſicher und feſt ? ( Sehr gut ! rechtsund im Zentrum ) —eine Frage , an der alle Parteien ein gleichartiges
Intereſſe hätten . Wenn die Möglichkeit dafür gegeben wäre , das in unſerer
Reichstagstätigkeit durch eine parlamentariſche Enquete⸗Kommiſſion zu machenoder ſonſtwie , in der vor allem die Vertreter der Linken recht zahlreich ver —
treten ſein müßten , ſo wäre das ein außerordentlicher Erfolg . Man wird auch
nicht eher der Verhetzung des Volkes gegen die Schutzzollpolitik für Induſtrieund Landwirtſchaft wirkſam entgegentreten können , bis die Frage durch eine
ſolche unparteiiſche parlamentariſche Kommiſſion geprüft iſt , und beſtimmte
Reſultate feſtgeſtellt ſind . Ich verſpreche mir von einer ſolchen Arbeit viel
mehr Erfolg als von den vielen Reden , die hier über die Teuerung gehalten
werden , und durch die bisher nichts billiger geworden iſt . “

( 12. Sitzung vom 22. Februar 1912 . St . B. S. 221)

*

Die Handelsverträge mit der Türkei (I. Seſſ . 1912 ,
Druckſ . Nr . 44 ) und mit Bulgarien (1. Seſſ . 1912 , Druckſ⸗
Nr . 333 u. 423 ) wurden ohne Debatte angenommen .

0)



B) Die Tätigkeit zugunſten der Landwirtſchaft .

66. Wie bei der Wirtſchaftspolitik im allgemeinen , ſo rückte

auch hier das Zentrum als einzige Partei die größte Sorge der

Landwirtſchaft in den Vordergrund : die Linderung der Leutenot ,

indem es folgenden Antrag dem Reichstage unterbreitete :

den Herrn Reichskanzler zu erſuchen ,

zur Linderung der Leutenot in der Landwirtſchaft
folgende Maßnahmen zu treffen :

im Wege der Reichsgeſetzgebung , durch entſprechende Maßnahmen
innerhalb der Reichsverwaltung und durch gemeinſame Maßnahmen
der Landesregierungen :

1. Erleichterung der Anſiedlung von Militäranwärtern auf dem Lande

durch Ausgeſtaltung der Zivilverſorgung ;
2. Erleichterung bei der Gewährung reichlicherer Mittel durch die

Landesverſicherungsanſtalten zum Bau von Wohnungen für Land⸗

arbeiter ;
3. Förderung des landwirtſchaftlichen Arbeitsnachweiſes ;
4. Pflege des landwirtſchaftlichen Unterrichts im Heere ;
5. Nichteinberufung der Reſerviſten und Landwehrmänner zu Saat⸗

und Erntezeiten ;
6. reichliche Beurlaubung der Soldaten zu Erntezeiten unter Ge⸗

währung der Freifahrt für Ernteurlauber ;
7. Vermittlung von landwirtſchaftlichen Stellen für zur Entlaſſung ge—

langende Soldaten ;
8. Einſchränkung öffentlicher Arbeiten zur Saat⸗ und Erntezeit ;
9. Anſiedlung von Landarbeitern und ländlichen Dienſtboten mit ſtaat⸗

licher Beihilfe ;
10. ausgedehnte Pflege der Heimatsliebe der ländlichen Jugend ;
11. Errichtung von Arbeitskolonien für die landſtreichende Vevölkerung .

(J. Seſſ . 1912 . Druckſ . Nr . 108 )

Dieſer hochbedeutſame Antrag iſt im einzelnen noch nicht zur

Beratung gelangt ; nur Ziffer 5 und 6 ſind bei den Wehrvorlagen
von dem Abg . Erzberger beſprochen worden — der Kriegs⸗

miniſter gab eine entgegenkommende Antwort ab . Der Antrag

dürfte im kommenden Jahre eingehend beſprochen werden . Die
Sozialdemokraten fordern da in einem Antrage ein Reichsgeſetz ,
welches
„die Zeit , die Dauer und die Art der Arbeit ſo regelt , wie es die Erhaltung

der Geſundheit , die Gebote der Sittlichkeit , die wirtſchaftlichen Bedürfniſſe der

Arbeiter und ihr Anſpruch auf geſetzliche Gleichberechtigung fordern . “
(J. Seſſ . 1912 . Druckſ . Nr . 153 )

Es fehlt hier nur der Ruf nach einem Reichsgeſetz , das Regen

und Sonnenſchein regelt !



67 . Gegen die Zigeunerplage brachte das Zentrum folgenden

Antrag ein :

„die verbündeten Regierungen zu erſuchen , wirkſame Maßnahmen
gegen die durch das bandenweiſe Herumziehen der Zigeuner ent⸗

ſtehenden Beläſtigungen der Landbevölkerung zu ergreifen . “
(J. Seſſ . 1912 . Druckſ . Nr . 206 und 227 )

Abg . Dietz GKonſtanz ) begründete den Antrag :

„ Die Schäden , welche Zigeuner allüberall anrichten , ſind enorm . Sie

erwerben ihren Unterhalt bekanntlich durch Betteln und Diebſtahl . Während
vorn im Hauſe die Zigeunerfrau bettelt , gaukelt oder wahrſagt , bricht hinten
im Hauſe der Mann oder der Sohn in das Haus oder in den Hühnerſtall ein
und nimmt mit ſich, was er bekommen kann , und wenn die ahnungsloſen Be⸗

wohner in das Haus zurückkehren , ſehen ſie, daß ſie beſtohlen ſind . Beſonders
ſchlimm treiben es die Zigeuner zur Erntezeit , wo die Dörfer wie ausgeſtorben
ſind , weil alles , was arbeitsfähig iſt , auf den Feldern beſchäftigt iſt , und auf
dieſe Weiſe den Zigeunern faſt mühelos ihre Beute zufällt . Ein anderer

Schaden , der in der Jetztzeit nicht überſehen werden darf , iſt der , daß gerade
durch das Herumziehen der Zigeuner die Möglichkeit der Verſchleppung der

Viehſeuchen durch die Zigeuner gegeben iſt . Die Zigeuner fragen nicht danach ,
ob an einem Gehöft eine Tafel mit der Aufſchrift „ Maul - und Klauenſeuche “
angeſchlagen iſt , ſie ſtehlen ihre Sachen eben dort , wo ſie ſie bekommen können
und können dadurch zur Verbreitung der Viehſeuche beitragen . “

(29. Sitzung vom 18. März 1912 . St . B. S. 767 )

Staatsſekrtär Delbrück konnte mitteilen :

„ Es hat auf Anregung der bayeriſchen Regierung erneut eine Beratung
der Bundesſtaaten über ein gemeinſchaftliches Vorgehen in dieſer Angelegen —
heit ſtattgefunden , und es ſind auch die Grundlagen über gemeinſchaftlich be—

ziehungsweiſe gleichmäßig zu erlaſſende Anordnungen innerhalb der einzelnen
Bundesſtaaten im Wege der Verhandlungen bereits feſtgeſtellt . Es iſt ins⸗

beſondere zu erwarten , daß übereinſtimmende Anordnungen ergehen über die
Behandlung der Zigeuner an der Reichsgrenze , die Einrichtung eines gemein⸗
ſamen Nachrichtendienſtes für die Polizeibehörden , Standesämter und Staats⸗
anwaltſchaften , das Ausweiſungsverfahren , geſundheitspolizeiliche Maß⸗
nahmen , polizeiliche Begleitung bei der Wanderung , Ausweispapiere ,
Wandergewerbeſcheine , Seßhaftmachung und Erziehung der Zigeuner . Im
übrigen haben einzelne Bundesſtaaten den Verſuch gemacht , das hordenweiſe
Umherziehen der Zigeuner im Wege der Polizeiverordnung zu verbieten .
Dieſe Verſuche ſind in den betreffenden Bundesſtaaten von Erfolg begleitet
geweſen . Es ſteht , ſoweit ich unterrichtet bin , auch für Preußen der Erlaß
ſolcher Polizeiverordnungen bevor , und ich nehme an, daß dem dann die
übrigen noch ausſtehenden Bundesſtaaten folgen werden . “ ( S. 767 )

68 . Direkte Lieferungen der Landwirtſchaft an das Heer hat
der Abg . Erzberger als eine Gegenleiſtung der Militärverwal —

tung an die Landwirtſchaft für die hohen Opfer derſelben in der

Geſtellungspflicht uſw , gefordert . Folgende Tabelle gibt eine

Ueberſicht über die Naturalienbeſchaffung von 1905 bis 1910 : JaflH0ll
don
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AISLALIAILALALAISIISELLAEZLLALZELEALE

2⁴ 65
1905 ( 177 ( 13 ( 161941547905173 ] 444868022 10] 52043. 5 27730762464 ( 36

1⁰ 3 4
190618011116494 ( 168069l 46( 22J 43 ( 7161027 12 50045( 5 36ſ64792166034

6 8 7
190722295/204 ( 3717585l 64( 12] 46086332 5[ 51ſ45 404753693106436

5 7 1
1908020991 ( 1744716850l 51097 407653 ( 21l 26ſ 5737 61 3506571 ( 29l65035

6I4 6 1
19091220 [ 391668916236 80[ 68l 509463 ( 14 23 ) 62320 6 4258560445743

6 §, 7, 075
1910 . 20274ʃ1510911156030l 5234J 41½72059 ( 19 22ʃ5830360 6 33l6772 2865 ] 35

dil ) Am 1. März 1906 iſt der neue Zolltarif in Kraft getreten , wonach der

Zoll für Weizen von 35 &4 auf 55 , Roggen von 35 / auf 50 4 , Hafer
von 28 auf 50 & erhöht worden iſt .

2) Gute Ernte .

Hier liegt noch ein großes Feld der Betätigung für die land⸗

wirtſchaftlichen Genoſſenſchaften .



„
u.ſl,

69 . Für Erforſchung der Maul⸗ und Klauenſeuche hat das

Zentrum folgendes angeregt :
„alsbald durch einen Ergänzungsetat große Mittel zur Erforſchung
der Maul⸗ und Klauenſeuche und deren wirkſamen Bekämpfung zur
Verfügung zu ſtellen , und zwar

1. durch Stipendien an Inſtitute und geeignete Privatperſonen , welche⸗
ſich dieſer Aufgabe widmen ,

durch Gewährung einer großen Prämie für den Entdecker des

Seuchenerregers und des Heilmittels gegen denſelben . “
(I. Seff . 1912 . D. S. Nr . 21)

Der Antrag fand einſtimmige Annahme . Die Abgg .
Matzinger , Kloſe , Wallenborn und Dr . Bell begrün⸗
deten den Antrag . Sie wieſen übereinſtimmend auf die ungemein
großen Schäden hin , die aus der Seuche dem deutſchen Volke ent⸗

ſtehen . Dieſe ſind ſo bekannt , daß hier nicht weiter darauf einzu —
gehen iſt .

70 . Die Ausdehnung der Entſchädigungspflicht bei Viehſeuchen
fordert folgender Zentrumsantrag :

„die verbündeten Regierungen zu erſuchen , noch in dieſer Seſſion Geſetz —
entwürfe vorzulegen , durch welche :

1. die Koſten der Schlachtvieh - und Fleiſchbeſchau auf die Landeskaſſe
übernommen werden ;

2. die Entſchädigungspflicht des Staates bei Viehſeuchen ausgedehnt wird ;
3. die Koſten der Durchführung der Viehſeuchengeſetze ( Tierarzt , Des —

infektionsmittel uſw. ) aus allgemeinen Mitteln beſtritten werden . “
(J. Seſſ . 1912 . D. S. Nr . 104 u. 229 )

Abg . Dr . Matzinger führte zur Begründung aus :

„Hier ſollte die Staatskaſſe die ganze Entſchädigung zahlen und nicht
einen Teil den Viehbeſitzern überlaſſen . Einige Bundesſtaaten ſind hierin auch
ſchon in ihren Einführungsbeſtimmungen und - geſetzen mit gutem Beiſpiel
vorangegangen . Da darf ich in erſter Linie unſer Bayern nennen . Dann
ſollten in den Fällen des § 68 bei Rotz nur drei Viertel , bei Milzbrand ,
Rauſchbrand , Lungenſeuche oder Tuberkuloſe nur vier Fünftel des gemeinen
Wertes erſetzt werden . Unſer Wunſch ginge nun dahin , daß auch hier der
volle gemeine Wert entſchädigt würde . Des weiteren ſollten den Viehbeſitzern
für namhafte wirtſchaftliche Schäden , welche ihnen durch polizeiliche Maß⸗
nahmen , die im Intereſſe der Allgemeinheit liegen , entſtehen , entſprechende
Entſchädigungen aus der Staatskaſſe zugeſtanden werden . Hier dürfte wohl
auch die Bitte einſchlägig ſein an die Bundesregierungen bezw . an die Einzel⸗
ſtaaten , daß ſie Steuernachläſſe in weiteſtgehendem Maße gewähren , beſonders
im heurigen Jahre , weil , wie ich ſchon erwähnt hatte , im heurigen Jahre die
Nachwehen des vorigen ſchlimmen Sommers noch ſpürbar ſind . Der dritte
Punkt unſerer Reſolution wünſcht , daß die Koſten der Durchführung des Vieh⸗
ſeuchengeſetzes auf den Staat übernommen würden , alſo z. B. auch alle die
Koſten , die verurſacht werden durch den beamteten Tierarzt oder deſſen Stell⸗
vertreter . Jetzt iſt ja nur die Unterſuchung frei . In Bayern wird dem Tier⸗
arzt auch noch nahe gelegt , er ſolle eine wohlwollende , ſachgemäße Beratung
geben ; aber die ſonſtige Behandlung des erkrankten Viehes muß bezahlt .
werden . Ebenſo muß bezahlt werden die Unterſuchung von Vieh , das zum
Verkauf aus den verſeuchten oder gefährdeten Bezirken herauskommt , alſo die



uchen

Ausfuhr aus den Seuchenbezirken . Auch dieſe Koſten ſollten auf die Staats⸗
kaſſe übernommen werden . Ferner die Koſten für die Durchführung der
Desinfektion . DieDesinfektion foll von den Viehbeſitzern mindeſtens einmal
täglich mit Kalklöſung vorgenommen werden . Nun haben die Landgemeinden
ſich oft nicht vorgeſorgt , wenn plötzlich ein Seuchenausbruch kommt , und der⸗
ſelbe ſich immer weiter ausbreitet . Sie müſſen Fuhrwerke requirieren , weil
ſie mit ihren eigenen Rindergeſpannen den Kalk nicht mehr holen können.
Auch Strafen treten da in Menge ein . Da iſt es doch im Intereſſe der All⸗
gemeinheit , daß die Desinfektion gut durchgeführt wird ; und wenn das
Intereſſe der Allgemeinheit dies verlangt , ſo ſoll natürlich auch die Oeffent⸗
lichkeit die Koſten dafür tragen . “

( 25. Sitzung vom 13. März 1912 . St . B. S. 601 )

71 . Im Intereſſe des Weinbaues brachte das Zentrum nach—⸗
ſtehenden Antrag ein :

„ den Herrn Reichskanzler zu erſuchen , Maßnahmen zu treffen :
1. durch welche für die Einfuhr ausländiſcher Weine eine ſcharfe Kontrolle

durchgeführt und dieſe Weine insbeſondere auf ihre Einfuhr⸗ und Ver⸗
kehrsfähigkeit durch ſtaatliche Nahrungsmittelunterſuchungsämter unter
gleichzeitiger Zuziehung von Weinkontrolleuren unterſucht werden ;

2. daß die Kellerkontrolle gleichmäßig auch außerhalb der Weinbaubezirke
ſtrengſtens gehandhabt wird . “ ( . Seſſ . 1912 . D. S. Nr . 125 u. 228 )

Abg . Hartrath begründete den Antrag :
„ Wir verlangen alſo , meine Herren , in unſerem Antrage , daß an den

einzelnen Einfuhrſtellen Nahrungsmittelunterſuchungsämter ſtaatlicher Art
eingerichtet werden ſollen . Wir verlangen ferner , daß bei der Begutachtung
der Weine die Kellerkontrolleure als Sachverſtändige mit gehört werden ſollen ,
und ich perſönlich füge auch noch hinzu , daß es zweckmäßig wäre , auch Leute
aus der Praxis , wie ſie von den Handelskammern vorgeſchlagen werden ,
wenn ſie einwandfreie und mit Auslandweinen vertraute , ſachverſtändige
Leute ſind , die durchaus unintereſſiert an dem Import der Weine ſind , eben⸗
falls zu hören . Daneben müßte natürlich die Zahl der Einfuhrſtellen be⸗
deutend verringert werden . Es iſt mir geſagt worden , es ſeien über drei⸗
hundert Stellen . Dieſe Zahl müßte weſentlich beſchränkt werden ,
und es dürfte ferner dem Einführenden nicht mehr geſtattet ſein ,
ſich eine beliebige Einfuhrſtelle , wie es bisher der Fall war , ſelbſt
auszuſuchen . ( Sehr richtigl im Zentrum . ) Mit Vorbedacht iſt dem Antrage
das Wort Verkehrsfähigkeit zugefügt worden . Es iſt bisher vorgekommen , daß
Weine , die von der einen ſtaatlichen Behörde für einfuhrfähig erklärt wurden ,
ſofort nach dem Import von einer anderen ſtaatlichen Behörde als nicht ver —
kehrsfähig beanſtandet wurden . Das iſt meiner Meinung nach eine Un⸗
zuträglichkeit , die auf die Dauer nicht beſtehen kann ; denn , meine Herren ,
die Kontrollbehörde , wie wir ſie jetzt in den Einfuhrſtellen zu ſchaffen be⸗
antragen , würden wir ja geradezu als unzuverläſſig oder als unfähig hin⸗
ſtellen , wenn wir den Wein durch dieſe Behörde einführen ließen und durch
eine andere ſtaatliche Behörde das Urteil , das die erſtere Behörde gefällt hat,
beanſtanden ließen . ( Sehr richtig ! im Zentrum . ) Es iſt aber auch. ferner eine
Ungerechrigkeit gegen den Importeur , der ſeinen Einfuhrſchein ziemlich hoch
bezahlt hat , der einen hohen Zoll bezahlt hat , wenn er auf ſeinem Erlaubnis⸗

ſchein einer ſtaatlichen Behörde ſehen muß , daßdieſer Wein von einer anderen
Behörde wieder beanſtandet würde . Meine Herren , ich bin der Meinung ,
wir ſollen die Kontrolle ſo einrichten , daß überhaupt keine Weine , die nachher



beanſtandungswürdig ſind , eingeführt werden dürfen . Solche Weine gehören
nicht in den deutſchen Weinverkehr . “

( 30. Sitzung vom 19. März 1912 . St . B. S. 826 )

Die Abgg . Baumann , Pauly ( Cochem ) und Schwarz
( Schweinfurt ) ſchloſſen ſich dem an .

72 . Die neue Zuckerkonvention ( I . Seſſ . 1912 Druckſ .
Nr . 312 ) ſchließt ſich der 1902 geſchloſſenen an ; dieſe bezweckte
Beſeitigung der Prämien und Schaffung gleicher Wettbewerbs —

bedingungen für den Zucker der verſchiedenen Länder . Demgemäß
haben die Vertragſtaaten ſich zur Abſchaffung aller Zuckerprämien
und zur Belegung des Prämienzuckers mit Ausgleichszöllen oder

Einfuhrverbot verpflichtet .
Bei Ablauf der erſten fünfjährigen Vertragsperiode erklärte

England , das der Hauptabnehmer für unſere Zuckerausfuhr iſt , daß
es bei der Konvention nur verbleiben könne , wenn es von der

Pflicht zur Anwendung von Ausgleichsmaßregeln gegen Prämien⸗

zucker befreit würde . Hiermit war der Hauptvorteil von Englands
Beteiligung an der Konvention , Sicherung des engliſchen Marktes

für die Ausfuhr der Konventionsſtaaten unter Ausſchluß des

Prämienzuckers , auf alle Fälle verloren . Da Englands Verbleiben

bei der Konvention aber immerhin doch noch einige Vorteile für
die Zuckerausfuhr bieten konnte , wurde unter Verlängerung der

Konvention auf weitere fünf Jahre der von England gewünſchten
Befreiung zugeſtimmt , zugleich aber die Gefahr , die beſonders von

dem ruſſiſchen Prämienzucker auf dem engliſchen Markte drohte ,

dadurch erheblich abgeſchwächt , daß Rußland , zwar unter Aufrecht⸗
erhaltung ſeiner prämiengewährenden Geſetzgebung , aber unter

Beſchränkung ſeiner Ausfuhr über die weſteuropäiſche Grenze auf
jährlich 200 000 Tonnen in die Konvention eintrat .

Bei der nun vorgeſehenen Verlängerung ſtellte Rußland zu⸗

nächſt ganz unerfüllbare Bedingungen für ſein Verbleiben

in der Konvention . Schließlich erklärte es ſich mit einem

Ueberkontingente von 150000 Tonnen für das Betriebsjahr
1911/12 und von je 50 000 Tonnen für die folgenden beiden

Betriebsjahre unter Verteilung der je 50 000 Tonnen in zweimal
25 000 Tonnen auf die am 1. September 1912 , 1. März 1913 ,
1. September 1913 und 1. März 1914 beginnenden Halbjahre
einverſtanden .

Die Konvention wurde mit dieſer Maßgabe bis 1. September
1918 verlängert . Das Zentrum ſtimmte ( 23 . und 26 . März 1912 )
für die Konvention , da es den Vertrag einem vertragsloſen Zu⸗
ſtand vorzog .

*
*

Abg . Wallenborn trat am 13 . März 1912 nebſt dem

Abg . Dr . Bell für weitgehende Unterſtützung des Obſtbaues ein .
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O) Die Tätigkeit zugunſten des Handwerkerſtandes .

73 . Das Handwerkerprogramm des Zentrums iſt in folgendem
Antrag niedergelegt :

„die verbündeten Regierungen zu erſuchen , zur Erhaltung und För⸗
derung des Handwerkerſtandes :

I. alsbald Geſetzentwürfe vorzulegen , durch welche
J. Beſtimmungen zur Umgrenzung von Fabrik und Handwerk , ins⸗

beſondere ſoweit die Zugehörigkeit zur Handwerks - und Handels⸗
kammer in Betracht kommt , feſtgeſetzt und unter Zuziehung der be⸗
teiligten Kreiſe Inſtanzen zur Entſcheidung der bezüglichen Streitig⸗
keiten geſchaffen werden ;

2. die Fabrikbetriebe mit handwerksmäßig ausgebildeten Arbeitern zu
denjenigen Koſten herangezogen werden , welche den Handwerker —
organiſationen für die gewerbliche Ausbildung des Handwerker —
ſtandes erwachſen ;

3. die Ausübung des ſelbſtändigen Gewerbebetriebes minderjährigen
Perſonen in der Regel verſagt wird ;

4. die Wanderlager und Wanderauktionen in der Regel gänzlich ver⸗
boten werden ;
die Intereſſen des Gewerbeſtandes und des kaufenden Publikums

Wasrbener
den Abzahlungsgeſchäfſten mehr als bisher geſchützt

werden ;
6. in der Konkursordnung die Forderungen der Handwerker wirk —

ſamer geſchützt werden ;
der § 100g der Gewerbeordnung tunlichſt gemäß den Wünſchen des
Handwerks geändert wirdz

8. weibliche Handwerker für die Verwaltungsorganiſationen des Hand⸗
werks als wählbar erklärt werden .

II . Maßnahmen zu treffen , durch welche
1. eine gründliche Reform des Submiſſionsweſens , Abſchaffung des für

das Handwerk ruinös wirkenden Mindeſtpreisverfahrens und Ver⸗

gebung der Arbeiten zu einem unter Zuziehung von Sachverſtändigen
feſtgeſetzten angemeſſenen Preiſe erzielt wird ;

2. bei Vergebung öffentlicher Arbeiten und Lieferungen für das Reich
unter Berückſichtigung der für die betreffenden Gewerbe beſtehenden
Tarifverträge
a) die Handwerkergenoſſenſchaften und Vereinigungen ,
b) die Handwerker , welche den Meiſtertitel zu führen berechtigt ſind ,
tunlichſt bevorzugt werden ; 90

3. die handwerksmäßigen Arbeiten in den ſtaatlichen Betrieben tunlichſt
eingeſchränkt werden ;

4. dem heimlichen Warenhandel wirkſamer entgegengetreten wird . “

(J. Seſſ . 1912 , Druckſ . Nr . 13)

em Abg . Irl begründete den Antrag ſehr eingehend (4. März

1912 ) . An dem Submiſſionsantrag des Hanſabundes fand er

Sν
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nichts Gutes , da er für das Handwerk gar nicht paſſe , ſondern nur

für die Induſtrie .

„ Dann heißt es in dem Antrag :

daß bei den Handwerksarbeiten alle Angebote , die 15 Prozent unter
dem von der Behörde aufgeſtellten Spezialkoſtenanſchlag zurück⸗
bleiben , ausgeſchieden werden .

Ich bemerke ausdrücklich : der Hanſabund will dieſe Koſtenvoranſchläge in der

Zeit vor der Ausſchreibung einem Sachverſtändigen vorlegen , der über die

Vollſtändigkeit der Unterlagen , die Angemeſſenheit der Anſätze für die Roh⸗
materialienpreiſe , der Löhne und Unkoſten ſowie die Zulänglichkeit der Her⸗
ſtellung und Lieferungsfriſt gutachtlich ſich zu äußern hat ; d. h. mit
anderen Worten nichts anderes , als daß dieſe Koſtenanſchläge von amtlicher
und praktiſcher Seite vorher genau kalkuliert ſind . Anders kann ich das

nicht verſtehen . Nun kommt das Wunderbare , das Neue für das Handwerk ,
aber das Wichtigſte für den Handwerkerſtand ; nämlich es heißt , daß bei

ſolchen Handwerksarbeiten alle diejenigen Gebote auszuſcheiden haben , die
unter 15 Prozent unter dem von der Behörde aufgeſtellten Spezialkoſten⸗
voranſchlag zurückbleiben . Unter den übrigen Bietern behält die Behörde
freie Hand , d. h. ſie kann die Arbeit geben , wem ſie will . Es heißt aber

auch im gleichen Antrag ganz wunderbar :

Im Falle der beſchränkten Ausſchreibung iſt der Zuſchlag an den

Mindeſtfordernden zu erteilen .

Da nun nach § 3 dieſes „ wunderbaren “ Antrags faſt alle Handwerksarbeiten

bezw . die Bauarbeiten in beſchränkter Submiſſion vergeben werden ſollen , ſo

müßte nach dieſem Geſetz ein Handwerksmeiſter , der 14,9 Prozent billiger
anbietet , als der von der Behörde aufgeſtellte Spezialkoſtenvoranſchlag
lautet , den Zuſchlag erhalten . Ich glaube , der Herr Kollege Bartſchat und alle

vernünftigen Männer der Praxis ſind mit mir der Anſicht , daß ein Hand⸗
werker , der nahezu 15 Prozent unter dem genau kalkulierten Koſtenanſchlag
arbeitet , nichts verdient . Ein ſolcher Mann verdient nichts , ſeine Handwerks⸗

kollegen haben auch nichts davon , und der Zuſchlag , an den Mindeſt⸗

fordernden wäre durch dieſen wunderbaren Vorſchlag des Hanſabundes ge⸗
ſetzlich feſtgelegt . Die Behörde könnte gar nicht anders handeln , als dieſem

Mindeſtfordernden den Zuſchlag zu erteilen . “ ( St . B. S. 458 )

In den Mittelpunkt ſeiner Ausführungen rückte er den Satz :

„ Ein wirkſames Mittel dagegen iſt jedenfalls darin gelegen , daß dem

reellen Handwerker ein billiger Kredit zur Verfügung ſteht , der ſich mit einem

geſunden Geſchäftsbetriebe vereinbaren läßt . Damit komme ich zu einer für den

ganzen Gewerbeſtand ſehr wichtigen Frage , nämlich zur Beſchaffung des Be⸗
triebskredits für das Handwerk . Ich habe einmal geleſen , daß auf einer

Berliner Handwerkerverſammlung ein Handwerksmeiſter den Zwiſchenruf

gemacht hat : „Schafft dem Handwerker Betriebskapital ; alles andere iſt Mum⸗

pitz !“ Wir ſind nun gerade nicht der Meinung , daß alles andere Mumpitz iſt ;
aber wir ſind der Anſicht , daß die Gelegenheit , billigen Kredit zu erhalten ,
für den Handwerksmeiſter , vor allem für den Bauhandwerker , eine ſehr

wichtige Frage iſt . Wir verkennen durchaus nicht , daß dieſe Frage in Groß⸗
ſtädten ſehr ſchwierig zu löſen iſt ; aber es muß auch da ein Weg gefunden
werden ; und in verſchiedenen großen Städten beſtehen jetzt ſchon gewerbliche
Kreditgenoſſenſchaften , die ganz den Wünſchen des Handwerks in dieſem Falle

angepaßt ſind . Es handelt ſich aber darum , daß dieſe Genoſſenſchaften nicht
immer über das nötige Bargeld verfügen können , was im Intereſſe des Hand⸗
werkerſtandes notwendig iſt . “ ( S. 456 )



Staatsſekretär D elbrücſck meinte bezüglich des Submiſſions⸗
weſens , daß die Grundſätze der neuen Verordnung gute ſeien ; es
fehle nur bei den unteren Inſtanzen an der Ausführung . Der
Beſeitigung des § 100q der Gewerbeordnung ſtimmte er nicht zu .

„ Ich bin bereit , mit den verbündeten Regierungen in eine Erörterungdarüber einzutreten , ob die Frage der Heranziehung der Induſtrie zu denKoſten der Lehrlingsausbildung vielleicht in der Beiſe geregelt werden kann ,daß man eine ähnliche Regelung eintreten läßt , wie bei den Fortbildungs⸗ſchulen . Man könnte die Möglichkeit ſchaffen , daß man durch Ortsſtatut die
Pflicht der Induſtrie , zu den Koſten der Lehrlingsausbildung bei den Hand⸗
werksorganiſationen beizutragen , regelt . Dieſe Regelung könnte eventuell auchähnlich , wie es in der letzten Novelle zur Gewerbeordnung geſchehen iſt , ſo
geſtaltet werden , daß man der Aufſichtsbehörde die Möglichkeit gibt , in Er⸗
mangelung eines ſolchen Ortsſtatuts eine entſprechende Anordnung zu er⸗laſſen . Das iſt nach meiner Anſicht vielleicht ein gangbarer Weg , und ein
Weg, der die Bedenken ausräumt , die ich bisher der Forderung entgegen⸗
geſetzt habe . “ ( 20. Sitzung vom 5. März 1919)

74 . Der Schutz des Inſtallationsgewerbes wird durch folgen⸗
den Zentrumsantrag angeſtrebt :

den Herrn Reichskanzler zu erſuchen , tunlichſt bald
a) Erhebungen über die Monopolbeſtrebungen der Elektrizitätsunter⸗nehmungen unter Zuziehung des Inſtallationshandwerks , der Ge⸗

meindevertreter und anderer Intereſſenten zu veranſtalten und das
Ergebnis dem Reichstag in einer Denkſchrift mitzuteilen ,

b) alsbald mit den Landesregierungen in Verhandlungen zu treten ,
um den das Handwert ſchädigenden Verträgen bei Ueberland⸗
zentralen uſw . gemeinſam entgegenzuwirken .

E Seſf 1912 D8 . Nr 2 224 )
Abg . Irl führte hierzu aus :

„ Das Handwerk iſt nach zwei Seiten daran intereſſiert : erſtens durch die
Inſtallationsarbeiten und durch die Handelsartikel dieſer Branche ; dann aber
hat das Handwerk auch ein großes Intereſſe daran , daß ihm ſelbſt die An⸗
ſchaffung und Einrichtung von Kraft⸗ und Arbeitsmaſchinen nicht durch ein
Monopol verteuert wird . ( Sehr richtigl im Zentrum . ) Man muß eben ein
Unterſchied machen zwiſchen den Monopolen und den Syndikatsbeſtrebungen
von Handwerk und von Großinduſtrie . Durch Abſchaffung von § 100 q der
Gewerbeordnung ſoll verhindert werden , daß die kleinen Gewerbetreibenden
unter dem Selbſtkoſtenpreis arbeiten . Durch Bekämpfung der Monopol⸗
beſtrebungen in der Großinduſtrie ſoll aber verhindert werden , daß die Geld⸗
geber der Induſtrie nicht unverhältnismäßigen Gewinn auf die Koſten der Ge⸗
ſamtheit einheimſen , und ſoll verhindert werden , daß der kleine Handwerker ganz
unterdrückt wird . Wir nehmen damit durchaus keinen feindlichen Standpunkt
gegen die Induſtrie als ſolche ein . Die deutſche Induſtrie hat noch ein
weites Feld , ſie braucht da dem kleinen Handwerk nicht ſo ſehr Konkurrenz zu
machen . ( Sehr richtig ! rechts und im Zentrum . ) Im Gegenteil , wir im
Handwerk haben ja auch ein Intereſſe daran , daß die Induſtrie gefördert wird ,
daß wir neue Kraft⸗ und Arbeitsmaſchinen bekommen und dergleichen , damit
das Handwerk auch durch dieſe Seite gehoben werden kann . Was aber das
andere betrifft , ſo möchte ich bitten , nur nicht immer ſo zarte Rückſichten gegendas Großkapital zu haben . “ ( 19. Sitzung vom 4. März 1912 . St . B. S. 459 )

Der Antrag fand einſtimmige Annahme .



— 152 —

75 . Eine ſtärkere Beteiligung des Handwerks an Heeres⸗

lieferungen ſoll durch folgenden Zentrumsantrag herbeigeführt
werden :

„J. den Herrn Reichskanzler zu erſuchen , darauf hinzuwirken , daß bei
Anfertigung von Bedarfsartikeln , namentlich bei Anfertigung von
Bekleidungsſtücken für die Heeresverwaltung , die ſelbſtändigen .
Handwerksmeiſter , die Handwerkergenoſſenſchaften und Innungen .
beſonders berückſichtigt werden ;

2. die zu vergebenden Partien in bezug auf Umfang und Lieferungs⸗
friſt tunlichſt ſo zu geſtalten , daß den ſelbſtändigen Handwerks⸗
meiſtern , den Handwerkergenoſſenſchaften und Innungen die Ueber⸗
nahme der Lieferungen erleichtert wird . “

(J. Seſſ . 1912 . Druckſ . Nr . 433 )

Abg . Chryſant erkannte an , daß die Heeresverwaltung
ſich immer mehr entgegenkommend verhalte , da ſie nach den eigenen
Zeugniſſen gute Erfahrungen gemacht habe .

„ Das Kriegsminiſterium bemerkt zu ſeinen Erfahrungen bei der Ver⸗
gebung , daß von 16 berichterſtattenden Stellen ſich ſieben vorbehaltlos günſtig
über die mit den Leiſtungen des Handwerks gemachten Erfahrungen ausge —
ſprochen haben . . . Aber auch ſonſt hat das Handwerk in bezug auf die Ver⸗

gebung von Arbeiten noch weitere Wünſche , ſo den , daß es allen Handwerkern ,
die ſich für dieſe Frage intereſſieren , möglich gemacht wird , rechtzeitig davon
Kenntnis zu nehmen , wenn Arbeiten ausgeſchrieben werden . Es müßten hier
alſo Blätter , Zeitungen berückſichtigt werden , die in dem Intereſſenkreis der
Handwerker liegen , ſo beiſpielsweiſe die „Deutſche Handwerkerzeitung “ oder
eventuell andere geeignete Blätter . Auch wird noch immer geklagt , daß die

Loſe der zur Vergebung gelangenden Arbeiten zu groß ſind . Es iſt ſelbſt⸗
verſtändlich , daß ſich dadurch der Kreis der bewerbenden Handwerker verringert .

Daß daneben auch noch Wünſche über den Zahlungsmodus laut werden ,
werden Sie ſchon nach dem vorhin Geſagten verſtändlich finden ; denn es iſt
wünſchenswert , daß gerade die Frage der Zahlungen nicht ohne Rückſicht auf
die wirklich kapitalſchwachen Handwerker behandelt wird , dann aber auch —

und das iſt nicht die geringſte Klage — daß im allgemeinen die Preiſe für die
Arbeit nicht zu niedrig bemeſſen werden . Ich meine , es dürfte doch gar nicht
vorkommen , wie es tatſächlich geſchehen iſt , daß in ſolchen Fällen Vergleiche
mit Strafanſtalten herangezogen werden . . .

Noch einen weiteren Vorſchlag möchte ich mir erlauben , der mit der

Frage verknüpft iſt , ob es nicht möglich ſein wird , einen beſtimmten Prozent⸗
ſatz der jährlich an Genoſſenſchaften zu vergebenden Arbeiten von vornherein
feſtzulegen . Es hat ſich ſo manche Genoſſenſchaft lediglich zu dem Zwecke
gebildet , um Arbeiten von der Heeresverwaltung zu übernehmen ; und es iſt
auch keine Frage , daß ſeitens der Handwerkskammern in bezug auf Bildung
von Genoſſenſchaften zu dieſem Zwecke weitaus mehr geſchehen könnte , wenn
nur einigermaßen eine Gewißheit für Erlangung von Arbeit da wäre , wenn

nicht die Handwerkskammern direkt davor ſcheuten , eine Verantwortung in

dieſer Beziehung zu übernehmen , die ſie auch in Wirklichkeit gar nicht über⸗

nehmen können . “ ( 60. Sitzung vom 11. Mai 1912 . St . B. S. 1910 )

Der Antrag wurde gegen die Stimmen der Sozialdemokraten
angenommen .

76 . Der Befähigungsnachweis für die Maßſchneiderei iſt in

einer Eingabe des Bundes deutſcher Schneiderinnungen gefordert
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worden . Ein Antrag des Zentrums auf Berückſichtigung wurde
in der Kommiſſion abgelehnt und nur Ueberweiſung als Material

beſchloſſen . (I. Seſſ . 1912 D. S . Nr . 429 ) Im Plenum bean⸗

tragten die Sozialdemokraten Uebergang zur Tagesordnung ,
welcher Antrag Annahme fand , da Sozialdemokratie , Volkspartei
und Nationalliberale geſchloſſen für dieſen Antrag
ſtimmten .



D) Die Tätigkeit zugunſten des kaufmänniſchen
Mittelſtandes .

½ % Die Hauptforderungen zugunſten des kaufmänniſchen
Mittelſtandes hat das Zentrum in folgendem Antrage niedergelegt :

„ den Herrn Reichskanzler zu erſuchen : zur Erhaltung und Förderung
des kaufmänniſchen Mittelſtandes :

5

I. alsbald Geſetzentwürfe vorzulegen , durch welche
1. die Wanderlager und Wanderauktionen in der Regel gänzlich ver⸗

boten werden ,
2. die Intereſſen des Gewerbeſtandes und des kaufenden Publikums

gegenüber den Abzahlungsgeſchäften mehr als bisher geſchützt
werden ,

3. die Forderungen der Kaufleute in der Konkursordnung wirkſamer
geſchützt werden ,

4. die für das Handwerk geltenden Vorſchriften auf die kaufmänniſche
Lehrlingsausbildung entſprechend ausgedehnt werden .

II. Maßnahmen zu treffen , welche
I. dem heimlichen Warenhandel wirkſamer entgegentreten ,
2. dem Kleinhandel in den Handelskammern eine ſtärkere Vertretung

ſichern ,
3. den Beamten und Offizieren des Reiches , der Einzelſtaaten und

Gemeinden die Leitung von Konſumvereinen und Warenhäuſern
unterſagen ,

4. Erhebungen über die Lage des kaufmänniſchen Mittelſtandes auf
dem Lande , in den kleinen , mittleren und größeren Städten unter
öffentlicher und kontradiktoriſcher Anhörung der verſchiedenen
Intereſſentengruppen in die Wege leiten . “

(J. Seſſ . 1912 . D. S. Nr . 23)

Nachdem dieſe Fragen alleſamt im letzten !Reichstage beſprochen
worden waren , konnte der Abg . Jr ! ſich kurz faſſen in der Begrün⸗
dung . Staatsſekretär Dr . Delbrück betonte⸗

„ Ob man die Eröffnung eines Wanderlagers von der Bedürfnis⸗
frage abhängig machen kann , unterliegt der Prüfung . Ebenſo unterliegt es
der Prüfung , ob man die Erteilung von Wandergewerbeſſcheinen von dem
Nachweis des Bedürfniſſes abhängig machen kann . Dieſe Frage birgt aber
eine ganze Reihe außerordentlicher Schwierigkeiten in der Durchführbarkeit
in ſich.

Es iſt dann der Wunſch ausgeſprochen worden , daß man dem ſogenann⸗
ten heimlichen W arenhandel zu Leibe gehen möchte . Nun , meine
Herren , einen heimlichen Warenhandel, ſoweit er gewerbsmäßig betrieben
wird , ſoweit er alſo einen Umfang annimmt , daß er tatſächlich geeignet iſt ,
das legitime Gewerbe zu beſchränken , gibt es ja elgentläe⸗ nicht , inſofern , als
jeder , der ein Gewerbe betreiben will , dies § 14 der Gewerbeordnung
zu einem bei der Ortsbehörde zu führenden Regiſter anzumelden hat , und es
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wird zu prüfen ſein , ob man dieſe Regiſter im Verwaltungswege öffentli
machen kann oder nicht, und ob man , falls dieſe Frage zu Hedelien 10 50
übergehen ſollte , dieſen Regiſtern durch reichsgeſetzliche Beſtimmung die
Publizität zu geben

5

Meine Herren, ich habe die Abſicht , um dieſe Frage zu klären und um
auch andere , das Kleingewerbe betreffende Fragen zu prüfen , demnächſt eine
Kommiſſion zuſammenzuberufen , welche die Frage erörtern ſoll , in welchem
Umfange eine Enquete über die Verhältniſſe des Kleingewerbes notwendig iſt ,
und mit welchen Mitteln man eventuell in der Lage ſein würde , ſie durch⸗
zuführen . “ ( 20. Sitzung vom 5. März 1912 . St . B. S. 480 )

78 . Das Wandergewerbe wird durch folgenden Zentrums⸗
antrag , der auch den Wünſchen der Hauſierer entſpricht ,
berührt :

„ den Herrn Reichskanzler zu erſuchen :
I. Vereinbarungen der einzelnen Bundesſtaaten zwecks Herbeiführung einer

gleichmäßigen ſcharfen Handhabung der Beſtimmungen in 8 57 Ziffer 3
bis 4 der Reichs⸗Gewerbeordnung in die Wege zu leiten ;

I . die erforderlichen Maßnahmen zu treffen , durch welche
1. der Betrieb des Hauſierhandels durch Ausländer möglichſt ein⸗

geſchränkt , insbeſondere die Vorſchrift in Ziffer 7 der Bundesrats⸗
bekanntmachung vom 27. November 1896 aufgehoben wird ;
die „ ( Hauſieren für fremde Arbeitgeber ) verboten
wird ;

3. die Verwendung von Kindern beim Hauſierhandel mehr ein⸗
geſchränkt , insbeſondere die in § 62 Ziffer 3 der Reichs - Gewerbe⸗
ordnung feſtgeſetzte Altersſtufe von 14 Jahren auf wenigſtens
16 Jahre heraufgeſetzt wird ;

4. die Mitführung von Perſonen anderen Geſchlechts mit Ausnahme
der Ehegatten und nächſten Verwandten des Hauſierers ver⸗
boten wird . “ (J. Seſſ . 1912 . D. S. Nr . 239 )

Abg . Jrl führte hierzu aus :

„ Wir bitten die oberen Verwaltungsbehörden der in Frage kommenden
Bezirke der Rheinpfalz , des Weſterwaldes , des Eichsfeldes , von Baden uſw. ,
einmal ernſtlich darüber nachzudenken , ob es nicht doch möglich wäre , daß die
dortige Bevölkerung nach und nach dazu übergeführt werden kann , auf irgend⸗
einem induſtriellen Gebiete tätig zu ſein und vielleicht ihre Erzeugniſſe auf
genoſſenſchaftlichem Wege an den Mann zu bringen , damit ſie nicht mehr
darauf angewieſen ſind , ihr Brot durch Hauſieren zu ſuchen . Wir können aus
dem angeführten Grunde auch nicht für den Antrag der Konſervativen
ſtimmen , das Alter für die Erlangung des Wandergewerbeſcheins auf 45 Jahre
heraufzuſetzen . Wir ſind der Anſicht , daß dieſe Maßregel momentan zu hart
wäre , daß aber unſer Antrag für die Zukunft dieſem Mißſtande wirkſamer
entgegentritt . Ganz beſonders aber wünſchen wir ein Verbot der Erteilung
von Wandergewerbeſcheinen an Firmen , die fremde Perſonen eigens zum
Hauſieren anſtellen , welche ſogenannte Lohnhauſierer beſchäftigen , ( ſehr richtigl
im Zentrum ) ſei es nun gegen feſtes Gehalt oder gegen Proviſion . In einem
Münchener Blatt war im vorigen Jahre behauptet , daß eine einzige Firma
in München über 200 Legitimationskarten für ihre Reiſenden (hört ! hört !
im Zeutrum ) — Reiſende hat es geheißen , das waren aber nur Hauſierer ! —

verlangt und dieſe Karten auch erhalten hat . Es wird dabei bemerkt : Das
tut der Münchener Magiſtrat ſeinen Bürgern an ! So ſchont er die Exiſtenz
der eingeborenen Geſchäftsleute . Ich glaube , die Münchener Geſchäftsleute
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kommen dabei weniger in Frage , auch nicht die Geſchäftsleute in anderen
Großſtädten , ſondern die in der Provinz anſäſſigen Geſchäftsleute , wo die
Waren verhauſiert werden , haben den Schaden .

Ganz beſonders ſtreng ſollte darauf geſehen werden , daß Kinder und
junge Leute nicht zum Hauſieren verwendet und geradezu dazu abgerichtet
werden . ( Sehr richtig ! im Zentrum . ) Es iſt ja widerſinnig , wenn z. B. ein
Landwirt beſtraft wird , weil er ſchulpflichtige Kinder zum Milchaustragen
beſchäftigt , während andererſeits in den Großſtädten Kinder hauſieren gehen
dürfen . Wenn dann die Kinder ſpäter nichts lernen , und wenn ſchon junge
Leute zum Hauſieren mitverwendet werden , dann können ſie freilich auf andere
Weiſe ihr Fortkommen nicht finden . ( Sehr richtigl im Zentrum . ) Dann
können wir aber auch mit Recht verlangen , daß der § 56b Abſ . 2 der Ge⸗
werbeordnung mehr zur Anwendung gelangt . Es macht einen ſonderbaren
Eindruck , wenn man allwöchentlich bei uns in Bayern in der Zeitung lieſt ,
daß die Bauern und die Kleingütler beſtraft werden wegen der Verordnungen ,
die zum Schutz gegen die Verbreitung der Maul - und Klauenſeuche getroffen .
werden , wenn man lieſt , daß Bauernverſammlungen verboten werden wegen
der Gefahr , die Seuche zu verſchleppen , wenn man ſieht , daß durch Nicht —
abhaltung der Viehmärkte die Geſchäftsleute empfindlich geſchädigt werden ,
( ſehr richtig ! im Zentrum ) wie aber andererſeits jüdiſche Hauſierer und
Viehhändler ein ſtetes Wanderlager von Vieh unterhalten dürfen . “ ( Sehr
richtig ! l im Zentrum . ) ( 19. Sitzung vom 4. März 1912 . St . B. S. 430 )

79 . Eine beſondere Berufsgenoſſenſchaft für den Detailhandel
fordert folgende Reſolution des Zentrums :

„die verbündeten Regierungen zu erſuchen , auf Grund der Artikel 43, 44
des Einführungsgeſetzes zur Reichsverſicherungsordnung eine beſondere Be —

rufsgenoſſenſchaft für den der Unfallverſicherung unterliegenden Detailhandel
zu errichten . “ (J. Seſſ . 1912 . D. S. Nr . 216 )

Abg . Aſtor führte zur Begründung aus :

„ Sie glauben aber auch gar nicht , welch große Mißſtimmung und
welcher Unwille in den beteiligten Kreiſen über die unnatürliche Angliederung
an die Lagereiberufsgenoſſenſchaft herrſcht . Dieſe Situation hat ja auch kein
Geſetz geſchaffen , auch der Bundesrat hat nicht in den Kreis der Lagerei⸗
berufsgenoſſenſchaft , die doch im Jahre 1886 als eine reine Speditionsberufs⸗
genoſſenſchaft gegründet worden iſt , die Handelsgeſchäfte mit Lagereibetrieb
einbezogen . Erſt die fortſchreitende Rechtſprechung des Reichsverſicherungs⸗
amtes hat den Verſicherungskreis auf die genannten Betriebe erweitert . Aus
dieſen ( vom Redner angeführten ) Zahlen ſpringt doch klar in die Augen , worauf
die erwähnten Eingaben der Detailliſtenverbände hinweiſen : erſtens die außer⸗
ordentlich niedrige Gefahrenbelaſtung des Detailhandels , zweitens die außer⸗
ordentlich hohe Verſchiedenheit der Gefahrenbelaſtung der drei Gruppen und
drittens die unnatürlich hohe Generalunkoſtenbelaſtung der Detailbetriebe .
Neuerdings hat eine Aufſtellung ergeben , daß die 44 600 der Lagereiberufs⸗
genoſſenſchaft angeſchloſſenen Detailbetriebe jährlich mehr als eine Viertel⸗
million Beiträge zu viel bezahlt haben . Kein Wunder , meine Herren , daß die
Großbetriebe und die Spediteure den ſie ſo nett pekuniär unterſtützenden kleinen
Mann nicht gern entbehren und auch nicht gern ſcheiden ſehen und deshalb alle

Anſtrengungen machen , daß dieſe Gruppe bei ihnen verbleiben ſoll . Man

ſollte nun erwarten , daß gegenüber dieſer ſchreienden Belaſtung des Klein⸗
handels die Lagereiberufsgenoſſenſchaft durch Aufſtellung eines vollſtändig
gerechten Gefahrentarifs Wandel ſchaffen würde . Aber weit davon entfernt
begnügte ſie ſich, in dem der diesjährigen Genoſſenſchaftsverſammlung wegen
Ablaufs der Tarifperiode zur Beſchlußfaſſung vorzulegenden neuen Gefahren —
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tarif die Geſamtziffer für Detail und Engros nach wie vor gemeinſam feſt⸗
zuſtellen , anſtatt , wie es doch das natürlichſte wäre , dieſe beiden ſo ganz ver⸗
ſchiedenen Gruppen getrennt zu tarifieren . Und nicht genug damit , lehnt ſie
es ſogar ab, die ſchwer unfallgefährlichen Zugaben , wie Fuhrwerk , Auto ,
Fahrſtuhl , Hebezeug , Schiffsbetriebe uſw. , wie das andere Berufsgenoſſen⸗
ſchaften tun , mit beſonderen Gefahrziffern zu belegen . Die Detailgeſchäfte
müſſen alſo die ſchweren Unfälle von Engros und Spedition mit' tragen
helfen , und die kleinen Ladengeſchäfte müſſen außerdem noch die Fuhrwerks⸗
und Fahrſtuhlunfälle der großen Betriebe mitbezahlen . “

( 32. Sitzung vom 21. März 1912 . St . B. S. 890 )
Die Regierung nahm eine entgegenkommende Haltung ein .

80 . Die Konkurrenz der Offiziers⸗Kaſinos und Beamten⸗

Konſumvereine behandelten die Abgg . Erzberger ( Kieler Offiziers⸗
Konſum ) und Irl , welcher betonte :

„ Es iſt gar nicht zu verhindern , daß Eiſenbahn - und Poſtbeamte , Tele⸗
phonbeamte und dergleichen im Dienſte Kenntniſſe von diskreten Bezugsquellen
der Kaufleute und von Geſchäftsgeheimniſſen erhalten ; es iſt gar nicht zu ver⸗
hindern , daß dieſe Beamten dadurch gegenüber dem frei im Erwerb ſtehenden
Geſchäftsmann weit im Vorteil ſind ; es iſt nicht zu verhindern , daß , wenn
dieſe Beamten bei einem Konſumverein beteiligt ſind , dieſer Vorteil miß⸗
braucht werden kann . Es iſt auch nicht zu verhindern , daß Beamte , welche zu⸗
gleich an der Leitung eines Konſumvereins mitbeteiligt ſind , auch während
der Dienſtzeit ihre Gedanken beim Konſumvereinsgeſchäft haben , namentlich
wenn es ſich um größere Abſchlüſſe handelt . ( Zuruf von den Sozialdemo⸗
kraten : Schrecklichl ) Ja , für die Herren Sozialdemokraten iſt ſo etwas nicht
ſchrecklich , aber für den gewerblichen Mittelſtand iſt es ſchrecklich . ( Sehr wahr !
im Zentrum . ) Dafür werden die Herren Beamten nicht bezahlt . Die Be⸗
amten haben vor den übrigen Staatsbürgern ſo viel voraus , daß man nicht
ſagen kann , ſie würden dadurch Staatsbürger zweiter Klaſſe , wenn man ihnen
die Leitung von Konſumvereinen verbietet . “

( 19. Sitzung vom 4. März 1912 . St . B. S. 463 )



E) Die Tätigkeit zugunſten der Privatbeamten .

81 . Das Privatbeamtenprogramm der Zentrumsfraktion iſt
in folgendem Antrage niedergelegt : f

„die verbündeten Regierungen um Vorlegung von Geſetzentwürfen und ne
um Anordnungen zu erſuchen , welche bezwecken : 60

A. bezüglich der Privatbeamten :
1. Ausdehnung der Erhebungen des Beirats für Arbeiterſtatiſtik auf

die Verhältniſſe aller Privatbeamten ;
2. Errichtung von Ausſchüſſen der Privatbeamten in größeren Be —

trieben ;
3. eine geſetzlich anerkannte Standesvertretung der Privatbeamten ;
4. Sicherung der Koalitionsfreiheit der Privatbeamten ;
5. Sicherung der Dienſtkautionen der Privatbeamten im Konkurs des 1‚6

Arbeitgebers ; 16 Weitergehende Einſchränkung der Konkurrenzklauſel ;
7. Regelung der Arbeitszeit in den Kontoren und ſonſtigen kauf⸗

männiſchen Betrieben , die nicht mit offenen Verkaufsſtellen ver⸗
bunden ſind , auf Grund der Erhebungen des Beirats für Arbeiter -
ſtatiſtik .

B. bezüglich der techniſchen Angeſtellten :
J. rechtliche Gleichſtellung der techniſchen Angeſtellten mit den kauf⸗

männiſchen Angeſtellten , insbeſondere in bezug auf
a) die obligatoriſche Zahlung des Gehalts am Monatzſchluß ,
b) das Kündigungsrecht und den Fortbezug des Gehalts bei kurz —

friſtigen Unterbrechungen der Dienſtleiſtung , 0
c) die Ausſtellung des Dienſtzeugniſſes ſchon bei Kündigung des

Dienſtverhältniſſes ,
d) die Konkurrenzklauſel ;

2. Gewährung angemeſſener Ruhezeiten , insbeſondere der Sonntags⸗
ruhe , in erhöhtem Maße ;

3. Ausdehnung der Zuſtändigkeit der Gewerbe - oder Kaufmanns⸗ 0
gerichte auf die techniſchen Angeſtellten und Sicherung einer ent — f
ſprechenden Vertretung in dieſen ; 904. Anwendung der Beſtimmungen Ziffer 1 bis 3 auf die techniſchen
Angeſtellten in landwirtſchaftlichen Nebenbetrieben , im Verkehrs⸗ ei
gewerbe und im Bergbau ; jt

5. Regelung des Erfinderrechts der techniſchen Angeſtellten . “
(J. Seſſion 1912 . D. S. Nr . 25 und 225 )

Anträge in dieſer Richtung ſtellte das Zentrum am 10. Dezember 1903
( Druckſache Nr. 92) und 20. Februar 1907 ( Druckſache Nr. 44) . Der Reichstag
ſtimmte dieſen Anträgen zu. Die Erwägungen des Bundesrats ſind noch nicht
abgeſchloſſen ( Druckſache Nr. 187, II. Seſſion 1909/10 ) .

Abg . Dr . Pieper ging am 1. März 1912 auf einzelne dieſer⸗
Forderungen ein ; zunächſt auf die Konkurrenzklauſel :



„Die Privatbeamten dürfen , da der Faden in einer Kommiſſion des
Reichstags ſchon einmal geriſſen iſt , die Frage der Regelung der Konkurrenz⸗klauſel nicht einfach ſo weit behandeln , daß ſie Forderungen von ihrem Inter⸗eſſenſtandpunkte aus ſtellen und es dann dem Reichstag überlaſſen , die harteNuß eines etwaigen Kompromiſſes zu knacken . Es iſt ſchon mehrmals vor⸗
gekommen , daß es bei Verabſchiedung dieſes oder jenes Geſetzes im Reichstageſchwere Mühe koſtete , ein Kompromiß zur Ausgleichung ſcharfer Intereſſen⸗gegenſätze zuſtande zu bringen . Hier und da haben ſich bei' der Abſtimmung über
derartige Fragen auch politiſche Beweggründe geltend gemacht , und nachhermußten dann diejenigen , die ſich aus gutem Eifer für die Verabſchiedung eineswertvollen Geſetzes an einem Kompromiſſe beteiligt hatten , in der Oeffentlich⸗keit den Buckel herhalten und ſich von den Unbefriedigten verprügeln laſſen ,eben deshalb , weil ſie ein Kompromiß eingegangen waren . Deshalb erwartenmeine politiſchen Freunde , daß die Privatbeamten ſelbſt den Weg zu einem
Kompromiß ſuchen und ihn dem Reichstage vorſchlagen werden , wenn nun ,wie es ſcheint , feſtſteht , daß die verbündeten Regierungen zu der Abſchaffung der
Konkurrenzklauſel nicht die Hand reichen werden . Darum iſt es Aufgabe der
Privatbeamtenverbände , Stellung zu nehmen zunächſt zu den Vorſchlägen der
Regierung , indem ſie verſuchen , mit ihr in Verhandlungen einzutreten . “

( 17. Sitzung vom 1. März 1912 . St . B. S. 396)
Zur Frage der Koalitionsfreiheit meinte der Redner :
„ Haben doch gerade die Vorgänge , welche wohl Anlaß gaben , von einer

radikalen Strömung in Privatbeamtenverbänden zu ſprechen — früher deutete
man auf einen Handlungsgehilfenverband und jetzt meint man einen Verband
techniſcher Angeſtellten —, in den Kreiſen der älteren Verbände der Handlungs⸗gehilfen und techniſchen Angeſtellten Anlaß gegeben , die Frage zu erörtern ,ob es angebracht ſei , daß dieſe Verbände ein Kartell mit den Arbeitergewerk⸗
ſchaften ſchließen oder doch die radikale Kampfesweiſe von gewiſſen Gewerk⸗
ſchaften übernähmen . Und da haben die älteren und ſtärkeren Verbände mit
immer deutlicherer Klarheit ſich dahin ausgeſprochen , daß die Arbeitsmethodeund Taktik der Privatbeamten nicht eine Kopie der' radikalen Gewerkſchafts⸗taktik ſein könne . Man erklärte vor allem , daß es tief zu bedauern ſein würde ,wenn gewiſſe radikale politiſche Beſtrebungen Einfluß zu gewinnen ſuchenwürden in Privatbeamtenverbänden , wie ſie leider in den freien Gewerkſchaften
Einfluß gewonnen haben , was ja bei den jüngſten Reichstagswahlen ſich deut⸗
lich gezeigt hat . Ich ſage , in ſolchen Erſcheinungen kann kein Grund liegen
für jenes feindliche Vorgehen gegen das Koalitionsrecht der Angeſtellten . Im
Gegenteil , gerade wenn man ſieht , daß nun auch hier und da unter den An⸗
geſtellten , ſei es infolge Beeinfluſſung durch politiſche Parteien , ſei es infolgevon Kinderkrankheiten junger aufſtrebender Verbände , ſich radikale Beſtre⸗
bungen geltend machen , die zum Teil auch eine Folgeerſcheinung der Tatſache
ſind , daß die Stellung der Techniker in manchen Großbetrieben ſtark nieder⸗
gedrückt iſt , ſo daß ſie zwiſchen ſich und den Arbeitern kaum noch einen großen
Unterſchied finden können , dann heißt es doch Oel ins Feuer gießen , wenn man
einen Angriff auf das Koalitionsrecht macht , auf eines der Grundrechte eines
jeden , der im abhängigen Lohnverhältnis ſteht . “ ( St . B. S. 397 )

Der Antrag des Zentrums wurde mit großer Mehrheit an —
genommen .

82 . Fürſorge für die Gehilfen der Rechtsanwälte ſtrebt folgen⸗
der Zentrumsantrag an :

„ Die verbündeten Regierungen zu erſuchen , dem Reichstage tunlichſt bald
einen Geſetzentwurf vorzulegen , welcher bezüglich der Gehilfen der Rechts⸗
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anwälte , Notare und Gerichtsvollzieher über die Arbeitszeit , die Kündigungs⸗

friſten , die Sonntagsruhe , die berufliche Aus⸗ und Fortbildung die gleichen
oder ähnliche Schutzvorſchriften vorſieht , wie ſie das Handelsgeſetzbuch und die

Gewerbeordnung hinſichtlich der Handelsangeſtellten enthält . “
(J. Seſſ . 1912 , Druckſ . Nr . 68 und 217 )

Abg . Dr . Pieper gab am 1. März 1912 dem Wunſche Aus⸗

druck , daß nach dem vielen Vorbereiten nun bald ein Geſetzentwurf
dem Reichstage vorgelegt werden würde . Der Antrag fand An —

nahme .



F ) Die Tätigkeit zugunſten der Arbeiter .

33 . Die Sicherung der Koalitionsfreiheit der Arbeiter ſtellte
das Zentrum an die Spitze aller Arbeiterforderungen durch folgen —
den Antrag :

„J. die verbündeten Regierungen zu erſuchen , tunlichſt bald Geſetzentwürfe
vorzulegen , welche bezwecken :
1. den Schutz und den weiteren Ausbau des Koalitionsrechtes der Ar⸗

beiter (§ 152 G. O. ) , insbeſondere auch dahin , daß Vereinbarungen
oder Maßnahmen zur Verhinderung des Gebrauchs des
Koalitionsrechtes unter Strafe geſtellt werden ,

2. die Sicherung und weitere Ausgeſtaltung der Tarifverträge zwiſchen
Arbeitgebern und Arbeitnehmern ,

3. eine auf freiheitlicher Grundlage aufgebaute Regelung der privat⸗

1 0
und öffentlichrechtlichen Verhältniſſe der Berufsvereine

aller Art ;
II . den Herrn Reichskanzler zu erſuchen , im Reichsamt des Innern eine

Zentralſtelle zur Förderung der Tarifverträge zwiſchen Arbeitgebern
und Arbeitnehmern zu errichten und dieſe mit der Zeit zu einem Reichs⸗
einigungsamt fortzubilden . “

(J. Seſſ . 1912 . D. S. Nr . 62 und 222 )

Abg . Dr . Pieper begründete den Antrag folgendermaßen : “
„ Jeder Erwerbsſtand muß , wenn er vorankommen will , auf zwei Füßen

ſchreiten , der geſetzlichen Reform und der genoſſenſchaftlichen Selbſthilfe . Nun

haben ſich die Regierungen hier im Reich wie in den Einzelſtaaten von Jahr

zu Jahr bemüht , ſowohl die Rechtsordnung dieſer Selbſthilfe der ſelbſtändigen
Erwerbstätigen auszubauen wie auch deren Selbſthilfeorganiſationen in jeder
Weiſe zu fördern . Man hat ſich nicht damit begnügt , die Rechtsordnung der

Erwerbs⸗ und Wirtſchaftsgenoſſen uſw . zu regeln , ſondern iſt auch dazu über⸗

gegangen , das Genoſſenſchafts - und Vereinsweſen zu fördern . Ich erinnere

nur daran , was man getan hat , um die Handwerker zu organiſieren , nicht bloß
in Innungen und innungsähnlichen Vereinigungen , ſondern auch , was man

für die Ausbreitung des gewerblichen Genoſſenſchaftsweſens getan hat . Es

werden dafür Gelder von den Einzelſtaaten ausgegeben , man ſchickt Wander⸗

lehrer hinaus , ſucht billigen Kredit zu geben , z. B. durch die Preußenkaſſe und

in Bayern durch die Genoſſenſchaftskaſſe . Aehnlich bei den Landwirten und

Kaufleuten . Man kann ſagen : die Förderung der Ausübung des Vereinigungs⸗

rechts bei den ſelbſtändigen Erwerbstätigen findet eine derartig liebevolle

Förderung bei den Einzelſtaaten und auch beim Reich , daß die Arbeiter und

Angeſtellten nur mit einem gewiſſen Neid darauf ſehen können . Wenn wir

nun aber ſehen , welche Schwierigkeiten heute noch der Ausübung des Koa⸗

litionsrechts den Arbeitern und Angeſtellten gemacht werden , dann werden wir

zu dem Schluſſe kommen müſſen , daß hier in Bälde das nachgeholt werden

muß , was man zu ähnlichem Zwecke für die ſelbſtändig Erwerbstätigen ſchon

getan hat . “ ( 17. Sitzung vom 1. März 1912 . St . B. S. 319 )
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Staatsſekretär Delbrü ck erklärte :

„ Ich bin im allgemeinen der Anſicht , daß die §§8 152 bis 153 der Ge⸗
werbeordnung die Koalitionsfreiheit in hinreichendem Maße gewährleiſten , und
zwar gewährleiſten für Arbeitgeber wie für Arbeitnehmer . Ich bin —ich
habe das ſchon wiederholt geſagt — der Anſicht , daß , wenn wir an eine geſetz⸗
liche Neuregelung des Koalitionsrechts herantreten würden , das wahrſcheinlich
in einer Weiſe geſchehen würde , die keinen von beiden Teilen befriedigen
würde , daß es in einer Weiſe geſchehen würde , die ſchließlich mehr Be —
ſchränkungen als Befreiungen für das Koalitionsrecht ( hört ! hört ! bei den
Sozialdemokraten ) ſowohl für den Arbeitgeber wie für den Arbeitnehmer
bringen würde . Deswegen bin ich der Meinung , daß man es bei dem geltenden
Recht , ſo wie es iſt , laſſen und nicht verſuchen ſollte , eine geſetzliche Löſung
herbeizuführen , deren Ende niemand abſehen kann . “

( 16. Sitzung vom 29. Februar 1912 . St . B. S. 355 )
Der Reichstag nahm den Antrag des Zentrums an .

84 . Schutz der Arbeitswilligen forderte folgender konſervativer
Antrag :

„die verbündeten Regierungen zu erſuchen , noch vor der in Ausſicht ge—
ſtellten allgemeinen Reviſion des Strafgeſetzbuches dem Reichstag einen Geſetz⸗
entwurf über Abänderung der Reichsgewerbeordnung beziehungsweiſe des
Reichsſtrafgeſetzbuchs vorzulegen , durch den ein wirkſamer Schutz der Arbeits —
willigen gegen Hinderung an der Arbeit , gegen Bedrohungen und Gewalt —
tätigkeiten herbeigeführt und geſichert wird . “ (I. Seſſ . 1912 . D. S. Nr . 212 )

Staatsſekretär Dr . Delbrück erklärte hierzu namens des
Bundesrates :

„ Die Herren von der Rechten haben einen Antrag geſtellt , man möge
vor Emanation des neuen Strafgeſetzbuches ein beſonderes Geſetz zum Schutz
der Arbeitswilligen erlaſſen . Meine Herren , es iſt von den verbündeten Re —
gierungen wiederholt der Auffaſſung Ausdruck gegeben , daß es eines
ſolchen Geſetzes nicht bedarf , ( ſehr richtig ! ) und ich kann dieſe
Auffaſſung nur beſtätigen auf Grund der Eindrücke , die ich bei einer
dauernden Bearbeitung dieſer Sache , bei einer dauernden ſorgſamen Kontrolle
der einzelnen zu meiner Kenntnis gelangten Vorgänge gewonnen habe .
Meine Herren , Sie dürfen nicht vergeſſen , daß der §S 153 der Gewerbeordnung
an ſich eine Verſchärfung der Strafbeſtimmungen für diejenigen Delikte ent⸗

hält , die aus Anlaß eines Streits — um mich einmal kurz auszudrücken —

begangen werden . Sie wiſſen , daß durch dieſen Paragraphen , insbeſondere
ohne Antrag des Beleidigten , alle Beleidigungen verfolgt werden können , die

zugefügt werden aus Anlaß eines Lohnkampfes , und es hat ſich herausgeſtellt ,
daß dieſe Beſtimmungen vollſtändig genügen , um eine angemeſſene Be⸗

ſtrafung ſolcher Delikte herbeizuführen , vorausgeſetzt , daß es gelingt , die

Delinquenten zu faſſen . “
( 16. Sitzung vom 29. Februar 1912 . St . B. S. 355 )

Der Antrag der Konſervativen wurde mit allen gegen
63 Stimmen ( Konſervative , Reichspartei , einige Nationalliberale
und drei Zentrumsabgeordnete : Irl , Graf Galen , Frhr . v. Kercke⸗

rinck ) abgelehnt .

85 . Förderung der Tarifverträge hat das Zentrum in ſeinem
oben ( 83) mitgeteilten Antrag gewünſcht . Abg . Dr . Pieper gab
hierzu folgende Anregung :
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IIch will nur auf die ſchon im vorigen Jahr von meinen politiſchenFreunden angeregte Schaffung einer Zentralſtelle zur Förderung von Tarif⸗verträgen im Reichsamt des Innern eingehen . . . .
Meine politiſchen Freundewünſchen , daß das Reichsamt des Innerneinen Schritt weitergehen und nicht nur eingreifen ſoll , wenn es von einemoder beiden Teilen angerufen wird , ſondern daß der betreffende Beamteoder die betreffende Stelle im Reichsamt des Innern , die ich, weil ich für ſieeinen Titel finden mußte , Zentralſtelle zur Förderung der Arbeitertarif⸗verträge genannt habe , nicht bloß dann eingreift , wenn ſie angerufen wird ,ſondern daß ſie, ſobald ſie bemerkt , daß Schwierigkeiten entſtehen , ihre Dienſteunverbindlich anbietet . Sie braucht nicht zu fürchten , daß ſie ſchroff zurück⸗gewieſen wird . Selbſtverſtändlich ſoll ſie nur dann eingreifen , wenn ihreHilfe notwendig iſt . Sie ſoll nicht bevormunden , ſoll ferner nicht , wenn ichſo ſagen darf , die Verantwortung für das Zuſtandekommen von Tarif⸗verträgen von den Schultern der beteiligten Arbeitgeber und Arbeitnehmernehmen , die am erſten die Verantwortung zu tragen haben . Sie ſoll nurhelfend eingreifen , aber nicht erſt , wenn ſie angerufen wird . Wir ſehen eben indieſen Tagen wieder , daß die Regierung in England ſich bemüht hat , an dieStreikenden im Kohlenbergbau heranzutreten ſeit dem Augenblick , da die Ge⸗fahr eines großen Nufſtandes drohte . Ich habe im vorigen Jahre ferner aus⸗drücklich geſagt : dieſer Beamte ſoll nicht auch ſtets der Unparteiiſche ſein .Wenn er ſich dazu eignet und von den Arbeitern und Unternehmern gewähltwird , iſt es uns recht ; im allgemeinen aber ſoll er nur dafür ſorgen , daß derUnparteiiſche gefunden wird . . . Damit kämen wir auf den Weg eines Reichs⸗einigungsamtes . Aber ich will heute noch nicht auch für dieſes einen Ver⸗

handlungszwang vorſchlagen . Meinen politiſchen Freunden iſt im Augen⸗blick vollauf gedient , wenn uns der Herr Staatsſekretär erklärt : er will einenReferenten im Reichsamt des Innern nicht bloß bereitſtellen , wenn er an⸗gerufen wird , ſondern er will ihm auch die Aufgabe ſtellen , daß er in den
Fällen , wo Tarifverträge draußen zu ſcheitern oder nicht zuſtande zu kommen
drohen , weil die Beteiligten nicht aus eigener Kraft zum Ziele kommen , ſeineHilfe anbietet , daß er zu dem Zwecke von der hohen Warte des Reichsamts des
Innern die ganze Entwicklung des Tarifvertrages beobachtet , das einſchlägigeMaterial ſammelt , bewertet und daraus Intereſſenten Auskünfte erteilt . “

( 17. Sitzung vom 1. März 1912 . St . B. S. 401 )
Staatsſekretär Dr . Delbrück gab aber die gewünſchte Er⸗

klärung nicht ab, ſondern vertröſtete :
„ Ich bin der Anſicht , daß ſolche Inſtanzen , die eine Einigung zwiſchenArbeitgebern und Arbeitnehmern herbeiführen ſollen , wenn nicht der Verhand⸗lungszwang und nicht die Vollſtreckbarkeit der Entſcheidungen gegeben iſt ,zweckmäßig ad hoc gebildet werden , daß ſie gebildet werden möglichſt freivon dem Einfluß der Behörde und ohne behördlichen Charakter , daß ſie ſo

gebildet werden , daß die Mitglieder und der Vorſitzende ihre Stellung nur
für den betreffenden Fall erhalten und durch das Vertrauen beider Teile er⸗halten . Nur gibt man den Entſcheidungen des Einigungsamtes , dem dieMöglichkeit einer Vollſtreckung ſeiner Entſcheidungen nicht zuſteht , das nötigeGewicht . Ich bin wiederholt angegangen , bei der Bildung derartiger
Einigungsämter mitzuwirken , ich habe dem gern entſprochen , ich werde das
jederzeit gern wieder tun . Ich habe meinerſeits , ſoweit die Verwendung von
Beamten in Frage gekommen iſt , die dadurch entſtehenden Koſten aus meinem
Geſchäftsbedürfnisfonds entnommen , ich habe das hier ſchon wiederholt ge⸗
ſagt ; es hat ſich nie ein Widerſpruch dagegen erhoben. Ich halte es für zweck⸗
mäßig , die Entwicklung dieſer Sache ſo zu laſſen , wie ſie augenblicklich beſteht.Sie können verſichert ſein , daß , was an mir liegt , zur Förderung von Tarif⸗
verträgen alles mögliche geſchehen wird . “

8( 16. Sitzung vom 29. Februar 1912 . St . B. S. 355 )



Die rechtliche Seite der Tarifverträge behandelte der Abg —

Bolz am 19 . April 1912 :

„ Wir zählten , nach einer Zuſammenſtellung im „Reichsarbeitsblatt “ ,

am 1. Januar 1910 insgeſamt 6667 Tarife ; am Schluß desſelben Jahres

waren es bereits 8293 . ( Hört ! hört ! im Zentrum . ) Daran waren beteiligt :

am Anfang des Jahres 138 785 Betriebe und am Schluſſe des Jahres

173 722 Betriebe ; an Perſonen waren beteiligt : zu Beginn des Jahres

1139 174 und am Schluſſe des Jahres 1 361 086. Das iſt doch ein Beweis

dafür , daß die Entwicklung ſo weit vorgeſchritten iſt , daß ſich die Frage einer

privatrechtlichen Regelung des Tarifvertrages aufdrängt . ( Zuſtimmung im

Zentrum . ) Man ſollte meines Erachtens jetzt , ſokange es noch Zeit iſt , die

Gelegenheit benutzen , um die ganze Entwicklung in die richtigen Wege zu leiten .

Sicherlich war es für die Entwicklung des Tarifvertrages nicht förderlich ,

daß die Hauptfrage , die Klagbarkeit aus dem Tarifvertrage , jahrelang um⸗

ſtritten war — umſtritten deshalb , weil die viel zitierte und wenig geleſene

Entſcheidung des Reichsgerichts aus dem Jahre 1903 ſich auf den Standpunkt

ſtellte , daß die Tarifverträge den Koalitionen im Sinne des § 152 der Ge⸗

werbeordnung gleichzuſtellen ſeien , und daß deshalb ein Klagerecht aus dieſen

Verträgen nicht beſtehe . Dieſer Standpunkt iſt ja nun endlich verlaſſen durch

eine neuere Entſcheidung des Reichsgerichts aus dem Jahre 1910 , die ganz

entſchieden davon ausgeht , daß der Tarifvertrag keine Koalition iſt , viel⸗

mehr ein Mittel , einen Kampf zu beendigen oder einen Kampf abzuwehren ,

und daß daraus ein Klagerecht begründet iſt , und daß die beiden Kontrahenten

bei Verletzung des Tarifvertrages gegenſeitig haften .

Noch eine weitere , viel umſtrittene Frage aus dem Tarifvertragsweſen

iſt damals nebenbei entſchieden worden : ich meine die umſtrittene Frage des

Kampfausſchluſſes . Es handelte ſich damals um eine Maifeier und eine ſich

daran anſchließende Ausſperrung . Das Reichsgericht hat ſich auf den Stand⸗

punkt geſtellt , daß darin eine Vertragsverletzung nicht zu finden ſei , daß es

den Vertragsparteien erlaubt ſei , Kampfesmittel anzuwenden , inſoweit in dem

Tarifvertrag nicht etwas Gegenteiliges beſtimmt iſt . Dieſe Reichsgerichts⸗

entſcheidung iſt grundlegend ; ſie hat für einige zweifelhafte Fragen Rechts⸗

ſicherheit gebracht .
Daneben gibt es aber noch eine ganze Reihe von Fragen , die der ganzen

Entwicklung hinderlich im Wege ſtehen . Ich greife nur einige heraus . Da

iſt die bekannte Frage der Unabdingbarkeit der Tarifverträge , die Frage ,

ob ein Einzelvertrag , der im Widerſpruch ſteht mit dem Tarifvertrag , an ſich

gültig ſei und zum Schadenerſatz verpflichte , oder ob er unſittlich ſei , oder

ob darüber hinaus der Tarifvertrag automatiſch ſeine Wirkung geltend mache ;

ferner die Frage der Wirkung des Tarifvertrages auf Nichtorganiſierte und

endlich die Kündigung des Vertrages aus wichtigen Gründen und anderes . “

( 41. Sitzung vom 19. April 1912 . St . B. S. 1267 )

86 . Der Arbeitskammergeſetzentwurf iſt vom Zentrum im all⸗

gemeinen nach den Beſchlüſſen der zweiten Leſung des letzten Reichs⸗

tages wieder eingebracht worden (I . Seſſ . 1912 , Druckſ . Nr . 109).

Es beſteht jedoch leider ſehr wenig Ausſicht , daß derſelbe verab —

ſchiedet werden kann .

87 . Mit der Rechtſprechung des Reichsverſicherungsamtesbe⸗

faßte ſich der Antrag Becker ( Arnsberg ) am 21 . März 1912 :

„ Die Rechtſprechung der Schiedsgerichte iſt heute , ſoweit die Renten⸗

abmeſſung in Frage kommt , viel günſtiger für die Verletzten geworden als die

—



Rechtſprechung beim Reichsverſicherungsamt , während es früher umgekehrt
der Fall war . ( Sehr richtig ! im Zentrum . ) Da freute man ſich, daß man

noch das Reichsverſicherungsamt hatte , das man gegen die Rentenquetſchereien
anrufen konnte . Heute iſt es ſo weit gekommen , daß vor nicht langer Zeit ein

Schiedsgerichtsvorſitzender ſagte ich will den Namen nicht nennen —: Gott
ſei Dank , daß jetzt endlich das Reichsverſicherungsamt nicht mehr in dem Maße
wie bisher über die Rentenbemeſſung zu entſcheiden hat , damit die Schieds⸗
gerichte der Rentenquetſcherei einen Damm entgegenſetzen können , ohne vom

Reichsverſicherungsamt desavouiert zu werden . So weit iſt die Rechtſprechung
des Reichsverſicherungsamtes gekommen , daß man draußen in der Oeffentlich⸗
keit trotz des großen Segens unſerer Arbeiterverſicherung immer noch gegen
unſere Arbeiterverſicherungsgeſetzgebung ſo oft erregt iſt . Das Gerechtigkeits⸗
empfinden in dem Volke iſt Gott ſei Dank ſo ausgeprägt , daß es immer auf⸗
wallt , wenn ſolche ungerechten Rentenentziehungen und Rentenquetſchungen
vorkommen . Ich habe mir früher in einem Falle , wo man dem Mann auch
die Rente von 100 Prozent , alſo die Vollrente , auf 90 Prozent Rente er⸗

mäßigen wollte — es war ein ähnlicher Fall wie der vorhin vorgetragene —,
den Gerichtsvorſitzenden zu fragen erlaubt , ob er den Mann denn noch zum
Markenlecken gebrauchen könnte ; das wäre die einzige Beſchäftigung , die der

Mann noch ausüben könne . Ein Mann , der 90 Prozent in ſeiner Arbeits⸗

fähigkeit auf dem Wirtſchaftsgebiet beſchränkt iſt , iſt es auch 100 Prozent , denn

mit dem Reſt von 10 Prozent Arbeitsfähigkeit kann er nichts anfangen . “
(35. Sitzung vom 31. März 1912 . St . B. S. 902 )

Auf ſeine Frage nach dem Inkrafttreten der neuen Reichs⸗

verſicherungsordnungerhielt er die Antwort vom Regie —

rungstiſche :
„ daß das vierte Buch bereits am 1. Januar d. J . in Kraft getreten iſt , daß

weiter die Abſicht beſteht , die Vorſchriften über die Organiſation , alſo die Vor⸗

ſchriften des erſten Buchs , mit dem 1. Juli d. J . in Kraft treten zu laſſen , alſo
die Einrichtung der Verſicherungsämter und Oberverſicherungsämter , daß
weiter die Abſicht jedenfalls beſtanden hat und bei der Reichsverwaltung auch

noch keine andere Abſicht beſteht , als daß die Krankenverſicherung am

1. Januar 1913 in Kraft treten ſoll , und ebenſo zu dem gleichen Zeitpunkt die

neuen Vorſchriften der Unfallverſicherung , alſo das dritte Buch . “
( 32. Sitzung vom 21. März 1912 . St . B. S. 899 )

88 . Zum Schutze der Bergarbeiter hat das Zentrum beantragt :

„ Die verbündeten Regierungen um Vorlegung von Geſetzentwürfen zu

erſuchen , durch welche das Bergrecht für das Deutſche Reich einheitlich ge—

regelt wir .
Dabei werden als ſoziale Ziele zur beſonderen Berückſichtigung

empfohlen :
1. Einführung der achtſtündigen Schicht für die Arbeiter unter Tage

( von Schale zu Schale gerechnet ) mit kürzerer Bemeſſung der Ar⸗

beitszeit bei Näſſe und hoher Temperatur ;
2. Zuziehung von in geheimer und direkter Wahl gewählten Ver⸗

tretern der Arbeiter ( „ Sicherheitsmännern “ ) bei der Gruben —

kontrolle ;
allgemeine , direkte und geheime Wahl der Knappſchaftsmitglieder
nach den Grundſätzen der Verhältniswahl und Wählbarkeit der

Invaliden ;
4. Sicherung leiſtungsfähiger Knappſchaftskaſſen , in denen die Rechte

der Mitglieder bezüglich der Erhaltung ihrer Anſprüche auch bei
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Bezügen auf Grund der R. V. O. und beim Vechſel der Kaſſe oder
beim Ausſcheiden vollgültig gewahrt werden . “

(J. Seſſ . 1912, Druckſ . Nr . 63 und 221 )

Abg . Giesberts verbreitete ſich am 6. März 1912 und bei
der Debatte über den Bergarbeiterſtreik ſehr eingehend über dieſe
Frage :

„ Die Lohnbewegung der deutſchen Bergleute , wie ſie ſich ſeit 1910 ab —
ſpielt , hat eine Berechtigung in ſich; ſie braucht keinen Anſtoß von England
zu haben . Es iſt ſchon von den Rednern aller Parteien mitgeteilt worden ,
wie unklug und ungerecht die Grubenbeſitzer gerade die Lohnfrage im letzten
Jahre behandelt haben . Wenn mitten in einer Periode , wo' die Preiſe
für Bedarfsartikel und Lebensmittel ſo ungemein ſteigen , eine Reduktion des
Jahresverdienſtes der Bergleute um 212 Mark für einfache Bergarbeiter , für
die Häuer , die gelernten Arbeiter , um 305 Mark eintritt , wenn alſo um
212 bis 305 Mark —in Gegenſatz zu 1907 und 1909 geſtellt — die Löhne
ſinken , ſo wird niemand das für eine vorausſchauende kluge Politik der
Grubenbeſitzer halten . Die deutſchen Gruben rentieren ſich ſo gut , daß ſolche
Lohnſenkungen nicht nötig ſind , daß man für ſtabile Löhne ſorgen kann .
Ein Lohnausfall von 300 Mark bei einem Jahresverdienſt von 1870 Mark
und von 212 Mark bei einem Jahresverdienſt von 1500 Mark iſt bei ſteigenden
Lebensmittelpreiſen eine ganz erhebliche Reduzierung der Haushaltung des
Arbeiters . ( Sehr richtig ! im Zentrum . ) Eine ſo ſchwer arbeitende Gruppe ,
wie die Bergarbeiter , empfindet eine ſolche Lohnreduzierung außerordentlich
hart . Meine Herren , darum kann ich nicht umhin , den Zechenbeſitzern den
Vorwurf zu machen , daß ſie eine unglückliche Lohnpolitik in den letzten Jahren
verfolgt haben ( Zuruf im Zentrum : Und eine ungerechte ! ) ; und daß deshalb
die Bergarbeiter beſtrebt waren , beſſere Löhne zu erreichen und ſich dieſerhalb
an die Zechenbeſitzer wendeten , iſt ohne weiteres verſtändlich . “

( 21. Sitzung vom 6. März 1912 . St . B. S. 516 )

Der Antrag des Zentrums fand Annahme .

89 . Mit den Arbeitern in der Großeiſeninduſtrie beſchäftigte
ſich folgender Zentrumsantrag :

„die verbündeten Regierungen zu erſuchen , die Schutzvorſchriften der
Bundesratsverordnung vom 19. Dezember 1908 , betreffend Betrieb der An⸗
lagen der Großeiſeninduſtrie , dahin zu ergänzen , daß 1. die regelmäßige
Dauer der Arbeitszeit auf höchſtens 10 Stunden feſtgeſetzt wird ; 2. die acht —
ſtündige Arbeitsſchicht für die vor dem Feuer beſchäftigten Arbeiter eingeführt
wird ; 3. die Sonntagsarbeit tunlichſt verboten wird ; 4. die notwendige
Ueberarbeit auf das geringſte Maß beſchränkt wird ; 5. Vorſchriften über die
hygieniſche Beſchaffenheit der Arbeitsräume , der Waſch - und Badeeinrichtungen
uſw . aufgenommen werden . “ (J. Seſſ . 1912 , Druckſ . Nr . 64 und 220 )

Der Antrag wurde mit großer Mehrheit angenommen . De

Abg . Giesberts hat denſelben in früheren Jahren eingehend
begründet .

90 . Zum Schutze der Bauarbeiter wurde nach dem Vorgange
früherer Jahre folgender Antrag eingebracht :

„die verbündeten Regierungen zu erſuchen , 1. tunlichſt bald einen Geſetz⸗
entwurf betreffend Aenderung der Gewerbeordnung , vorzulegen , in welchem
vorgeſchrieben wird , daß beſondere Beamte für die Baukontrolle ( § 139b ) in

Vr.



genügender Zahl angeſtellt und gewählte Vertreter der Arbeiter bei der Kon⸗
trolle zugezogen werden ; 2. Verordnungen zum Schutze der Bauarbeiter
auf Grund des § 120e der Gewerbeordnung zu erlaſſen ; 3. zur Sicherungeiner zweckmäßigen Geſtaltung der Vorſchriften zub 1 und 2 vor Erlaß der⸗
ſelben beteiligten Arbeitgebern und Arbeitnehmern unter beſonderer Berück⸗ſichtigung der bezüglichen geſetzlichen Vertretungen ( Handwerkskammern,Innungsverbände , Geſellenausſchüſſe uſw. ) Gelegenheit zu gutachtlicherAeußerung zu geben . “ ( . Seſſ . 1912, Druckſ . Nr . 218)

Der Antrag fand eine große Mehrheit .

91 . Für die geſundheitsſchädlichen Betriebe forderte das Zen⸗
trum weitergehende Schutzmaßnahmen :

„die verbündeten Regierungen zu erſuchen , von der in §S 120e der Ge⸗
werbeordnung gegebenen Vollmacht mehr wie bisher Gebrauch zu machen ,insbeſondere zum Schutze der in der Glasinduſtrie , in Zelluloidwarenfabriken ,in Metallſchleifereien , bei der Herſtellung von Säuren und Teerfarben , von
giftigen und exploſiven Stoffen beſchäftigten Arbeiter , und dabei die Anzeigevon Bleierkrankungen und ſonſtigen gewerblichen Vergiftungen zur Pflicht zumachen . “ ( . Seſſ . 1912 , Druckſ . Nr . 219 )

Der Antrag wurde einſtimmig angenommen .

92 . Für die Straßenbahnangeſtellten brachte das Zentrum
folgenden Antrag ein :

„ Die verbündeten Regierungen zu erſuchen , einen wirkſameren Schutzder im Betriebe der Straßenbahnen beſchäftigten Perſonen insbeſondere durch
Regelung der Arbeitszeit , Sicherung der Sonntagsruhe , Einführung von
Arbeiterausſchüſſen , Beſchränkung der Strafen uſw. , tunlichſt unter Aus⸗
dehnung der Gewerbeordnung auf die Straßenbahnen , baldigſt in die Wege
zu leiten . “ (J. Seſſ . 1912 . Druckſ . Nr . 236 )

Abg . Sittart begründete den Antrag eingehend :
„ Eine ganze Menge von Rednern aus dieſem Hauſe — aus meiner

Partei waren es wiederholt Herr Dr . Hitze , Herr Erzberger , Kollege Itſchert ,Dr . Pieper — haben ſich hier faſt Jahr für Jahr mit dieſer Angelegenheit be⸗
ſchäftigt . Inzwiſchen , meine Herren , haben die Straßenbahnen eine gewaltige
Ausdehnung genommen . Ihre Bedeutung iſt gewachſen , einerſeits ihre Be⸗
deutung als Verkehrsinſtitut für die Oeffentlichkeit , und andererſeits , weil in
ihm Jahr für Jahr größere Scharen von Angeſtellten beſchäftigt werden ,
deren ſoziale Verhältniſſe von uns im Reichstag dringende Aufmerkſamkeit
erfordern . Das Verkehrsgewerbe unterſteht , wie geſagt , nicht dem Reichs⸗
geſetze , nicht der Gewerbeordnung . Man verweiſt bei den Verhandlungen
immer wieder darauf , daß das Verkehrsgewerbe dem Kleinbahngeſetz von
1892 unterſtellt iſt . Aber , meine Herren , dieſes Geſetz bietet wirklich nicht den
Schutz , den wir vom ſozialen Standpunkt aus verlangen müſſen . Die Ge⸗
werbeaufſichtsbeamten haben in ihren Berichten manchmal bittere Klagen über
die Behandlung , die den Straßenbahnbeamten zuteil wird , aufgenommen ,und dieſe Klagen haben wiederum einen Wiederhall in den Reden der Ab⸗
geordneten in dieſem Hauſe gefunden . Dieſe Reden im Hauſe haben weiter
zu Verhandlungen zwiſchen den oberſten Reichs - und Landesbehörden geführt .

( 30. Sitzung vom 19. März 1912 . St . B. S. 816 )
Aus den nunmehr erfolgten Erhebungen teilte er eine Menge

von Material mit zur Begründung des Antrages . Vom Regie —
rungstiſche aus wurde nicht viel Hoffnung gemacht :
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„Dieſe Verhältniſſe haben Veranlaſſung gegeben , jetzt dem § 120f der

Gewerbeordnung eine andere Geſtalt zu geben , als der entſprechende § 120e

Abſ . 3 früher hatte . Der Unterſchied beſteht darin , daß früher nur der

Bundesrat wegen übermäßig langer Arbeitszeit eine Regelung durch Ver⸗

ordnung vornehmen konnte , während es jetzt durch § 120k zugelaſſen iſt ,

daß eine ſolche Regelung auch durch die Landeszentralbehörden und , wenn die
Landeszentralbehörden nicht für angezeigt halten , es allgemein zu tun , auch

durch die örtliche Polizeibehörde geſchehen kann . Auf dieſem Wege er⸗

wartet man , daß den Uebelſtänden da, wo ſie hervortreten , abgeholfen werden

wird . Nun darf man natürlich nicht annehmen , daß das bloße Erlaſſen des

§ 120f ſchon ausreicht , um alles fertig in die Erſcheinung treten zu laſſen
( ſehr richtigl ) ; denn der Paragraph tritt ja erſt am 1. April d. J . in Kraft ,

gilt alſo noch nicht . “ ( 30. Sitzung vom 19. März 1912 . St . B. S. 818 )

Der Antrag des Zentrums wurde angenommen . — Abg .

Dr . Dahlem trat für Sonntags - und Nachtruhe der Binnen⸗

ſchiffer ein und hoffte endlich auf Abhilfe ( 30. Sitzung vom

19 . März 1912 St . B. S . 824 ) .

93 . Für erhöhte Sonntagsruhe will folgender Zentrums⸗

antrag ſorgen :
„ den Herrn Reichskanzler zu erſuchen , die Verordnung auf Grund des

§ 105d der Gewerbeordnung tunlichſt bald einer Reviſion , insbeſondere dahin

zu unterziehen , daß die volle Arbeitsruhe an den Weihnachts⸗ , Oſter⸗ und

Pfingſtfeiertagen in den Metall⸗ , Hütten⸗ und Walzwerken geſichert wird . “

(J. Seſſ . 1912 , Druckſ . Nr . 238 )

Abg . Nacken führte zur Begründung aus :

„ Es handelt ſich bei dieſer Angelegenheit vornehmlich um die Zink⸗

hüttenarbeiter , in deren hygieniſchem und ſanitärem Intereſſe unſere Fraktion

geglaubt hat , dieſe Reſolution Ihnen vorlegen zu ſollen . Die Zinkhütten⸗

arbeiter wünſchen mit Recht , daß die Zinkſchmelzer an den drei höchſten chriſt⸗

lichen Feſten im Jahre arbeitsfrei ſind ( ſehr richtig ! im Zentrum ) , mit

anderen Worten , daß an dieſen Tagen , alſo zu Weihnachten , Oſtern und

Pfingſten , an den Reduktionsöfen die Arbeit vollſtändig ruht . Das ganze Jahr

hindurch müſſen dieſe Zinkhüttenarbeiter , ſpeziell die Zinkſchmelzer , ihre

Schichten verfahren , gleichviel , ob es Sonntag , Feiertag oder Werktag iſt .

( Hört ! hört ! im Zentrum . ) Noch am erſten Weihnachtsfeiertage 1911 f. B.

haben die Arbeiter auf der Zinkhütte Münſterbuſch arbeiten müſſen . Die

Zinkhüttenarbeiter ſtellen dieſe Forderung in ihrem eigenen Geſundheits⸗

intereſſe mit vollem Recht , denn dieſe Forderung iſt durchaus begründet. “
( 31. Sitzung vom 20. Marz 1912 . St . B. S. 873 )

Nach einer eingehenden Begründung des Antrages wurde vom

Regierungstiſche aus erklärt :

„ Es ſind bereits Verhandlungen eingeleitet worden , um ſie im Sinne

eines verſtärkten Arbeiterſchutzes zu' revidieren im Laufe des Sommers werden
Arbeitgeber und Arbeitnehmer unter Zuziehung geeigneter Sachverſtändiger

gehört werden , und es wird dann auf Grund der Erhebungen eine erneute

Vorlage an den Bundesrat gemacht werden . “ ( St . B. S. 875 )

Der Antrag fand Annahme .

94 . Für die Berufskrankenpfleger und ⸗krankenpflegerinnen

trat der Abg . Schwarz ( Schweinfurt ) am 20 . März 1912 ein :



men

Es wird von den beteiligten Organiſationen noch gebeten , daß man
dazu übergehe , mehr als bisher an die Errichtung von ſtaatlichen Kranken⸗
pflegeſchulen zu denken , für die ein obligatoriſcher Beſuch vorgeſchrieben wäre ,
daß man alſo ſtaatliche Fachlehrkurſe durchführen möge mit einheitlicher
Prüfungsordnung . Daß dann die Geſundheit des Perſonals —und das iſt jaunter dieſem Kapitel einſchlägig — unter dem bisher beliebten Syſtem der
Verköſtigung ebenfalls leidet , kann nicht gut beſtritten werden . Es iſt in zahl⸗
reichen Anſtalten zu bemerken , daß ungenügende Mahlzeiten , geringwertige
Speiſen verabreicht werden , und hauptſäaͤchlich eine gewiſſe Einſeitigkeit der
Mahlzeiten vielfach beklagt werden muß . . . Auch im Wohnungsweſen könnte
noch ſehr viel geändert werden . In den Irrenanſtalten iſt das Schlafenin den verſchloſſenen Krankenſälen die Regel . Der Hauptwunſch iſt der nach
einer geſetzlichen Regelung der Arbeitszeit bezw . der Forderung einer Mindeſt⸗
ruhezeit . Dieſe Forderung hat dem Reichstag ſchon wiederholt vorgelegen ,
und im letzten Jahre erklärte ja der Herr Staatsſekretär Delbrück , daß Er⸗
mittlungen bei den Bundesſtaaten eingeleitet ſeien . Deren Ergebnis liegt
jetzt vor . Es iſt nicht zu verkennen , daß ſelbſt auf Grund dieſer Ermitt⸗
lungen gewiſſe Schwierigkeiten einer geſetzlichen Normierung der Arbeits⸗
und Ruhezeit im Wege ſtehen . Die Eigentümlichkeit dieſes Berufes zwingt
eben zu ſtändiger Bereitſchaft und einem ſtetigen Zugreifen bei all den
Krankheits⸗ und Unglücksfällen , die ſich ja nun einmal nicht nach einer be⸗
ſtimmten Zeit richten . Aber eine gewiſſe Regelung und eine gewiſſe Abhilfe
gegen die Mißſtände an überlanger Arbeitszeit und die zu kurze Ruhezeit , die
die Geſundheit des Perſonals ſtändig bedrohen , läßt ſich ſicher ſchaffen . “

( 31. Sitzung vom 20. März 1912 . St . B. S. 871 )

95 . Staatliche Aufträge für Heimarbeiter fordert folgender
Zentrumsantrag :

„ den Herrn Reichskanzler zu erſuchen , darauf hinzuwirken , daß die
Heeresverwaltung bei Vergebung der Lieferung oder Herſtellung von Bedarfs⸗
artikeln , namentlich von Bekleidungsſtücken , ſoweit Heimarbeiter dabei be⸗
ſchäftigt werden , tunlichſt die Vereinigungen von Heimarbeitern bezw . ſolche
gemeinnützigen Komitees , welche die Vermittlung von Arbeiten an Heim⸗
arbeiter ſich zur Aufgabe ſtellen , bevorzugt . “

(JI. Seſſ . 1912 , Druckſ . Nr . 412 )

Der Antrag fand gegen die Stimmen der Sozialdemokraten
Annahme .

96 . Erſtmals befaßte ſich ein Zentrumsantrag mit den fremd⸗
ländiſchen Landarbeitern :

„ Den Herrn Reichskanzler zu erſuchen , einen Geſetzentwurf zur Regelung
der Arbeitsverhältniſſe der fremdländiſchen Landarbeiter vorzulegen . “

(J. Seſſ . 1912 . Druckſ . Nr . 105 )

Abg . Hebel begründete den Antrag eingehend :
„ Für ganz Deutſchland dürfen wir wohl annehmen , daß während des

Sommers allein in der Landwirtſchaft nahezu eine halbe Million Ausländer

beſchäftigt ſind . . . .
Eine ſolche Fürſorge wird notwendig ſein nicht nur wegen des Umfanges

dieſer Einwanderung , ſondern auch wegen der Art dieſer ausländiſchen
Arbeiter . Es ſind doch vielfach recht unerfahrene , weltfremde Menſchen dar⸗
unter , junge Leute , die mit den Verhältniſſen in Deutſchland nicht bekannt

ſind , die die Arbeits - und Lohnverhältniſſe nicht kennen , ja nicht einmal die
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Geldverhältniſſe , kurz alle Sitten und Gewohnheiten nicht . Solche Leute ſind
allen möglichen Schwindeleien und Betrügereien ausgeſetzt , gegen die ſie un —
bedingt eines geſetzlichen Schutzes bedürfen . Dieſer Schutz muß ſchon im erſten
Stadium der Einwanderung eintreten .

Ganz beſonders wichtig aber erſcheint mir der Schutz in bezug auf das
Arbeitsverhältnis ſelbſt . Da müſſen die Arbeiter in ihren perſönlichen Rechten
mehr als bisher geſchützt werden . Es müſſen Vorſchriften erlaſſen werden in
bezug auf Lohn , Ruhe und Verpflegung . Auch für die Sicherung der religiöſen
Pflichten und die Wahrung der Sittlichkeit muß mehr geſchehen . Auf gute
Behandlung wird ja in der Regel der Arbeitgeber ſelber achten . Ihm muß
ja daran liegen , daß er ſich die Arbeiter erhält und im nächſten Jahre wieder
welche bekommt ; denn wenn er ſie ſchlecht behandelt , wird das bekannt werden ,
und er wird Arbeiter nicht mehr bekommen . Dagegen ſind unleugbar ganz
bedeutende Mißſtände zu beklagen in bezug auf die Unterbringung der Arbeiter
da draußen , in bezug auf ihre Schlaf - und Wohnräume . In der Beziehung
ſind vielfach auch die allerprimitivſten Vorſchriften und Schutzmaßregeln in
ſittlicher und auch in hygieniſcher Beziehung außer acht gelaſſen worden und
werden noch außer acht gelaſſen . Es kommt vor , daß die Geſchlechter nicht ge—
trennt werden , daß insbeſondere auch in bezug auf die Forderungen der Rein⸗
lichkeit ſehr viel gefehlt und vernachläſſigt wird . Manchmal kommt es auch
vor , daß die Arbeiter Bedingungen auf ſich nehmen müſſen , die meines Er —
achtens zu hart ſind . In den Arbeitsverträgen ſind mitunter ganz exorbitante
Strafen feſtgeſetzt , z. B. für kleine Beſchädigungen oder wegen Mißhandlung
der Tiere des Beſitzers u. dergl . Mir iſt ein Fall bekannt geworden , wo z. B.
60 Arbeitern , die , ob es aus Uebermut oder aus irgendeinem anderen Grunde
geſchehen iſt , einen Kirſchbaum geplündert haben , von dem Arbeitgeber pro
Perſon 5 Mark abgezogen worden ſind , ſo daß er alſo für ſeinen Kirſchbaum ,
dafür , daß ſie die Kirſchen heruntergenommen haben , eine Entſchädigung von
300 Mark bekommen hat . Ich meine , das geht doch etwas zu weit in der Aus —
übung ſeines Rechts . Geklagt wird auch darüber , daß das Truckſyſtem viel —
fach angewandt wird , die Arbeiter genötigt werden , ihre Bedürfniſſe von einem
Wirtſchaftspächter oder Verwalter oder einem Vorarbeiter zu nehmen , der eine
kleine Krämerei , Wirtſchaft u. dgl . führt , und das wird ihnen dann am Lohn
abgezogen . “ (65. Sitzung vom 18. Mai 1912 . St . B. S. 2103 )

Staatsſekretär Dr . Delbrück ſtellte dann feſt :
„ Daß die ausländiſchen Arbeiter in Deutſchland erheblich beſſer geſtellt

ſind , einen erheblich wirkſameren Schutz genießen , als deutſche Arbeiter an
mancher Stelle im Auslande ihrerſeits zu genießen pflegen . Auch unter dieſen
Umſtänden wird es zweckmäßig ſein , daß wir uns die Möglichkeit des Ab⸗
ſchluſſes von Reziprozitätsverträgen , die Möglichkeit der Vergeltung offenlaſſen
und nicht durch eine einſeitige deutſche Geſetzgebung uns außerſtand ſetzen , dieſe
Mittel zugunſten unſerer Arbeiter geltend zu machen . . . . Es iſt ſeitens der
einzelnen Bundesſtaaten in der von dem Herrn Vorredner gewünſchten Rich —
tung eine andauernde Aufmerkſamkeit und Tätigkeit entwickelt , die auf einer
Reihe von Gebieten ſchon eine Verbeſſerung der beſtehenden Zuſtände herbei⸗
geführt hat . Ich halte es für ſelbſtverſtändlich , daß wir auf dieſem Gebiete
weiter gehen müſſen . Ich werde ſelbſtverſtändlich gern bereit ſein , Beſchwerden ,
die hier vorgetragen werden , ſoweit ſie dazu geeignet ſind , den Bundesſtaaten
bekannt zu geben ; und ich werde , ſoweit nach Lage der Verhältniſſe es möglich
und durchführbar iſt , jederzeit auch gern bereit ſein , dem Reichstage dasjenige
Material zur Benutzung dieſer Frage zur Verfügung zu ſtellen , das die Herren
brauchen , um ſich davon zu überzeugen , daß die Ausführungen , die ich hier ge—
macht habe , berechtigt ſind und den tatſächlichen Verhältniſſen entſprechen . “

( St . B. S. 2116 )
Der Antrag des Zentrums fand Annahme .



G) Die Tätigkeit zugunſten der Beamten und
Angeſtellten des Reichs .

99. In drei allgemeinen Beamtenanträgen hat das Zentrum
eine Reihe der dringendſten Wünſche der Reichsbeamten und damit
vielfach auch der Staats - und Kommunalbeamten niedergelegt ;dieſe drei Anträge lauten :

I. „ Der Reichstag wolle beſchließen , alsbald
A. Geſetzentwürfe vorzulegen , durch welche

1. den Altpenſionären das Ruhegehalt entſprechend dem geſunkenenGeldwert in angemeſſener Weiſe erhöht wird ;2. die in der zweiten Leſung der Beſoldungsordnung vom Reichstagbeſchloſſenen Gehaltsſätze insbeſondere für Poſtſchaffner und Poſt⸗aſſiſtenten durchgeführt werden ;
B. die erforderlichen Maßnahmen zu treffen , durch welche

J. die in der Reichspoſtverwaltung beſchäftigten Perſonen eine den
örtlichen Lohn - und Lebensverhältniſſen entſprechende Bezahlungerhalten ;

2. die Beamten für die Schaffnerklaſſe bei der Reichspoſtverwaltungnach durchſchnittlich zehnjähriger Beſchäftigung in der Regel etats⸗
mäßig angeſtellt werden . “ ( . Seſſ . 1912 . Druckſ . Nr . 61)

Il . „ Die verbündeten Regierungen zu erſuchen , tunlichſt bald einen Geſetz⸗entwurf zum Reichsbeamtengeſetz vorzulegen , durch welchen der freiheitlicheAusbau des Beamtenrechts nach folgenden Richtungen geſichert wird :
1. Gewährung rechtlichen Gehörs vor der Eintragung ungünſtigerTatſachen in die Perſonalakten .

Garantien für das Vereinigungsrecht .
Reform des Diſziplinarſtrafverfahrens .
Einführung des Wiederaufnahmeverfahrens . “

(J. Seſſ . 1912 . Druckſ . Nr. 18)
III . „ Den Herrn Reichskanzler zu erſuchen , die erforderlichen Maßnahmen

dahin zu treffen , daß
J. für die Angeſtellten des Reichs in den Reichsbetrieben Angeſtellten⸗

ausſchüſſe errichtet werden ,
für die Verkehrsangeſtellten reichsgeſetzlich eine tägliche Mindeſtruheund möglichſte Sicherung der Sonntagsruhe geſchaffen wird,3. eine Statiſtik über die Familienverhältniſſe ( ob verheiratet und
Kinderzahl ) der Arbeiter und Angeſtellten des Reichs , getrennt nach
Kategorien , dem Reichstag vorgelegt wird . “

(J. Seſſ . 1912 . Druchſ . Nr . 26)

Dieſe Anträge ſind in ihrer Geſamtheit noch nicht beraten
worden , wohl aber hat das Zentrum ſich bemüht , bei den einzelnen
Reſſorts die wichtigſten und dringendſten dieſer Forderungen zur

Debatte zu ſtellen und hat ſie auch zur Annahme gebracht .

9le
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98 . Die Einteilung der Ortsklaſſen mit dem ſich ergebenden

Wohnungsgeldzuſchuß hat folgender vom Zentrum angenommener

Antrag zum Gegenſtand :
„die verbündeten Regierungen zu erſuchen , die Unſtimmigkeiten und

Härten , die ſich bei der Einteilung der Ortsklaſſen ergeben haben , baldigſt

zu beſeitigen . “ 5

Abg . Nacken führte zur Begründung aus :

„ Namens meiner politiſchen Freunde habe ich zu erklären , daß wir auf

den Boden dieſer Reſolution treten . Wir tun das um ſo lieber , als das
Zentrum bereits im vorigen Jahre in der Budgetkommiſſion eine gleiche
Reſolution eingebracht hat , die dort auch angenommen worden iſt Iin 88

ſoldungsgeſetz von 1909 iſt ein Paragraph vorgeſehen worden , der den

Bundesrat ' bevollmächtigt , während der Geltungszeit des Beſoldungsgeſetzes
in den Fällen , wo es notwendig iſt , eine Aenderung der Servisklaſſen⸗

einteilung eintreten zu laſſen , alſo Orte in eine höhere Servisklaſſe zu ver⸗

ſetzen , falls weſentliche Veränderungen in den Verhältniſſen eingetreten ſind .
Es ſcheint uns nun , daß der Bundesrat von dieſem Paragraphen nicht

genügend Gebraucht gemacht hat . “
( 56. Sitzung vom 8. Mai 1912 . St . B. S. 1752 )

Der Reichsſchatzſekretär teilte mit , daß im Jahre 1911 ins —

geſamt 67 Orte in eine höhere Klaſſe verſetzt worden ſeien ; wenn

die Verhältniſſe es gebieten , würde hier fortgefahren werden .

99 . Zugunſten der mittleren und unteren Poſtbeamten hat
das Zentrum ſchon in der Budgetkommiſſion folgende Anträge

durchſetzen können :

„1. die verbündeten Regierungen zu erſuchen , eine Reviſion des Beſoldungs⸗
geſetzes in dem Sinne vorzunehmen , daß die in der zweiten Leſung der

Beſoldungsordnung vom Reichstag beſchloſſenen Gehaltsſätze insbeſondere für

Poſtſchaffner und Poſtaſſiſtenten durchgeführt werden .

2. den Herrn Reichskanzler zu erſuchen , die erforderlichen Maßnahmen

zu treffen , durch welche :

a) die in der Reichspoſtverwaltung beſchäftigten Perſonen eine den

örtlichen Lohn - und Lebensverhältniſſen entſprechende Bezahlung
erhalten ,

b) die Anwärter für die Schaffnerklaſſe bei der Reichspoſtverwaltung
nach durchſchnittlich zehnjähriger Beſchäftigung in der Regel etats —

mäßig angeſtellt werden . “

Mit dieſen Anträgen ging das Zentrum weſentlich über die

liberalen Anträge hinaus , welche nur den älteſten Oberpoſt⸗

aſſiſtenten 300 Mark Zulage gewähren wollten ; gleichzeitig trat

es aber auch für die Poſtſchaffner und Hilfsſchaffner ein . Abg —

Duffner begründete dieſe Vorlage eingehend am 26 . März 1912 :

„Erſt nach Annahme des Finanzgeſetzes von 1909 iſt wieder Ruhe und

Sicherheit — ich ſehe dabei natürlich von den allgemeinen Agitationsfragen
ab — in die Kontore und in die Magazine eingezogen , und das findet
ſeinen Ausdruck in dem Hinaufſchnellen des Reinüberſchuſſes in der Reichs⸗
poſtverwaltung von 36,87 Millionen im Durchſchnitt der Jahre 1906 bis 1909

bezw . 47,76 Millionen im Durchſchnitt der Jahre 1906 bis 1908 , wenn man



den unnormalen Reinüberſchuß von 1909 wegläßt , auf 72,2 Millionen im
Jahre 1910 . Ein Geſchäft übrigens , das in der Lage iſt , ſolche Kriſen , wie
ſe eine dauernde , jährliche Belaſtung von 57 Millionen Mark darſtellt , ſo
ſpielend zu überwinden , wie es bei der Reichspoſtverwaltung der Fall geweſen
iſt , muß ein gutes Geſchäft ſein , und ich möchte deshalb auch der HoffnungAusdruck geben , ohne daß ich damit ungezählte Wünſche wecken möchte , daß
der gute Abſchluß des Jahres 1910 , hinter dem der von 1911 nicht zurück⸗
geblieben iſt , auch zum Ausdruck kommt in der Behandlung der Wünſche des
Reichstags ſeitens der Reichspoſtverwaltung . “

( 38. Sitzung vom 26. März 1912 . St . B. S. 1008 )
Neben dieſer Erhöhung der Gehälter forderte er die Ein —

haltung der Mindeſtruhezeit , Dienſthygiene , Wohnungsfürſorge
und nahm ſich dann noch einzelner Klaſſen beſonders an . Abg—.
Giesberts wiederholte die Bitte ,

„ wenigſtens in dem einen Punkte , den Unterbeamten und deren Wünſchen
entgegenzukommen , daß die Schaffung von neuen Stellen in dem Umfang
erfolgt , daß wirklich die Forderung des zehnjährigen Diätariats durchgeführt
werden kann ; denn wir dürfen uns nicht darüber täuſchen , daß tatſächlich
in den Kreiſen unſerer Unterbeamten , des größten Heeres unſerer Reichs⸗
beamten , ſeit der Beſoldungsreform große Verſtimmung und Unzufriedenheit
herrſcht . “ ( 37. Sitzung vom 28. März 1912 . St . B. S. 1092 )

Staatsſekretär Krätke hat infolge des Drängens des Zen —
trums denn auch erklärt :

„ Die Wartezeit bis zur Anſtellung in der Schaffnerklaſſe dauert in ein⸗
zelnen Bezirken 14 Jahre , in anderen Bezirken 12 Jahre und in einigen
Bezirken , wo die Verhältniſſe ſehr günſtig liegen , vielleicht noch kürzere
Zeit . Aber das muß ich erklären : daß die Anwärter tunlichſt nach 10 Jahren
in die Schaffnerklaſſe kommen , iſt nicht möglich . Es kann nur angeſtrebt
werden , die etatsmäßige Anſtellung möglichſt zu beſchleunigen , gleichviel in
welcher Klaſſe . Sie würden den Wunſch alſo dahin zu faſſen haben , daß die
Zivilanwärter tunlichſt in 10 Jahren in eine etatsmäßige Stellung kommen ,
d. h. entweder Landbriefträger oder Schaffner werden . Das hoffen wir durch
Verlegung von Stellen zu erreichen , indem wir die Zahl der vorhandenen
Anwärter berückſichtigen . “ ( 35. Sitzung vom 26. März 1912 . St . B. S. 1013 )

Durch dieſe Erklärung iſt man ein erhebliches Stück weiter⸗
gekommen und hat eine große berechtigte Beſchwerde des Hilfs —
perſonals beſeitigt .

100 . Für Wünſche der Reichseiſenbahnbeamten trat zunächſt
der Abg . Kuckhoff ein , der für die Lademeiſter verlangte , daß
ſie in höhere Stellung und Gehalt gelangen ſollten ( 42. Sitzung
vom 20 . April 1912 St . B. S . 1290 ) . Der Abg . Koßmann
brachte die Wünſche der Bahnſteigſchaffner , Pförtner , Stations⸗
diätare und Schaffnerdiätare vor ( 48. Sitzung vom 27. April 1912

St . B. S . 1475 ) . Abg . Schirmer forderte eine geſetzliche Ruhe⸗
zeit des Eiſenbahnperſonals :

„ Anträge und Reſolutionen in dieſer Richtung ſind vom Reichstag
wiederholt angenommen worden . Einzelne Verwaltungen ſind den Wünſchen
entgegengekommen und haben durch Verordnungen andere Beſtimmungen



über die Dienſtzeiten getroffen , ebenſo auch über den Urlaub und die Dienſt⸗
befreiung . So ſind in Bayern erſt kürzlich wieder die Urlaubsbeſtimmungen
und die Beſtimmungen über Dienſtbefreiungen zugunſten des Perſonals er⸗
weitert worden . Von den oberen Beamten will ich nicht reden ; die mittleren
Beamten erhalten danach einen Urlaub von drei bis vier Wochen , die Unter⸗
beamten von fünf Tagen bis drei Wochen , je nach dem Dienſtalter . Dieſe
Beſtimmungen ſind ja ziemlich klar und ſind ausführbar . Aber die Be⸗
ſtimmungen über die Dienſt⸗ und Ruhezeiten ſind ſehr unklar . Es beſtehen
wohl generelle Beſtimmungen darüber , aber die Ausführung wird den ein⸗
zelnen Unterabteilungen , den Betriebsinſpektionen , den Werkſtättenvorſtänden
uſw . überlaſſen . Aus den Eiſenbahnerkreiſen kommen nun fortwährend
Klagen über die Verſchiedenheit der Dienſtzeit in den einzelnen Kategorien
und über die allzu lange Dienſtzeit der einzelnen Sparten . “

( 38. Sitzung vom 16. April 1912 . St . B. S. 1156 )

Der Regierungsvertreter ſprach ſich gegen eine geſetzliche
Regelung aus ; verkürze man die Dienſtzeit um nur eine Stunde ,
ſo koſte es im Reiche 45 Millionen Mark mehr .

101 . Für die Militärbeamten traten die Abg . Erzberger ,
Schwarze ( Lippſtadt ) und Trimborn ein ; letzterer wünſchte
etatsmäßige Stellen für die Verwaltungsſchreiber und Kanzlei —
ſchreiber in den techniſchen Inſtituten ; Monatslöhnung für die
Betriebsſchreiber und höhere Bezahlung für die Meiſtergehilfen
( 62. Sitzung vom 14 . Mai 1912 St . B. S . 1972 ) . Die Militär⸗
verwaltung ſagte zu :

„ daß wir verſuchen werden , im nächſten Jahre durch den Etat eine An⸗
zahl von dieſen Perſonen in den Beamtenſtand überzuführen , wenn uns die
erforderlichen Mittel dazu zur Verfügung geſtellt werden . “

( St . B. S. 1974 )

102 . Angeſtelltenausſchüſſe forderte der Abg . Erzberger
für die Werften der Reichsmarine ; er bat , es mindeſtens mit
einem Verſuche zu erproben . Der Vertreter des Reichsmarineamtes
erklärte : „ Wir können dem Herrn Abg . Erzberger zuſichern , daß ein
ſolcher Verſuch gemacht werden wird . “ ( 63. Sitzung vom 15 . Mai

103 . Eine geſetzliche Erhöhung der Bezüge der Altpenſionäre
fordert das Zentrum in ſeiner allgemeinen Beamtenreſolution ( 97) .
Zur Begründung führte der Abg . Erzberger aus :

„ Meine politiſchen Freunde ſind immer auf dem Standpunkt geſtanden ,
daß das Gehalt , das der einzelne Beamte erhält , eine Alimentation ſeitens
des Staates darſtellt , daß das Gehalt ſo bemeſſen ſein muß , um dem Beamten
ein ſtandesgemäßiges Auskommen bei entſprechender Erziehung ſeiner
Kinder zu gewähren . Wenn man von dieſem Standpunkte ausgeht — und
ich halte ihn für richtig , ſoweit das Verhältnis zwiſchen Staat und Beamter
in Betracht kommt — iſt doch zu überlegen und nachzuprüfen , ob nicht in⸗
folge der veränderten Verhältniſſe des ganzen Geldmarktes , infolge des
Sinkens des Geldwertes einerſeits und infolge des damit ' verbundenen



Wachſens der Preiſe auf der anderen Seite die Frage ſpruchreif gewordeniſt , ob wir Beamte , die unter einem minderen Gehalt ſchon vor 10, 15, 20und mehr Jahren ausgeſchieden ſind , noch auf dem alten Niveau dauernd be—laſſen können . Es wird nicht genügen , nur durch Erhöhung der Unterſtützungs⸗gelder hier helfen zu wollen . Ich gebe zu, daß , wenn wir in dieſem Etat dieFonds für Unterſtützungen erhöht haben , manches auf dieſem Gebiete gemachtwerden kann . Aber ſetzen wir uns in die Lage eines alten , verdienuten Be⸗amten hinein , der vielleicht Krankheit in der Familie hat , und eine Penſionvon 800 , 1000 , ſelbſt 1500 oder 2000 Mark hat ; er hat vielleicht noch jüngereKinder , für die er ſorgen muß . Nun ſoll er jedes Jahr an das Reichs⸗ſchatzamt und die frühere vorgeſetzte Behörde herantreten und petitionieren ,ob er 100 oder 200 Mark aus dem Unterſtützungsfonds erhält . Das iſt docheigentlich für einen früheren Beamten ein unwürdiges Verhältnis . ( Sehrrichtiglh ) Dies muß ganz offen ausgeſprochen werden : es iſt Aufgabe dergeſetzgebenden Faktoren , zu unterſuchen , ob nicht im Wege der Geſetzgebungabgeholfen werden kann . “ ( 56. Sitzung vom 8. Mai 1912 . St . B. S. 1762)



I ) Die Tätigkeit zugunſten der Handwerker und

Arbeiter in Neichsbetrieben .

104 . Für die Arbeiter und Handwerker der Reichspoſtverwal⸗

tung haben einige Zentrumsabgeordnete beantragt :

„den Herrn Reichskanzler zu erſuchen ,

1. Erwägungen darüber zu veranlaſſen , wie für die Arbeiter und

Handwerker der Reichs - Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung ( Tele⸗

graphenarbeiter , Handwerker und Zeugamtsarbeiter ) das Arbeits⸗

verhältnis günſtiger zu geſtalten iſt . Insbeſondere iſt dabei zu be⸗

rückſichtigen , daß

a) die Arbeiter und Handwerker , die mehrere ( zwei ) Jahre im

Dienſt der Reichs - Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung tätig
waren , in ein ſtändiges Arbeitsverhältnis aufgenommen
werden ,
die Arbeiter und Handwerker , die nach längſtens zehnjähriger
einwandfreier Dienſtzeit nicht etatsmäßig angeſtellt ſind , in
ein geſichertes Arbeitsverhältnis ( Diplomverhältnis ) über —

führt werden ,
c) die Tagelöhne in Wochenlöhne umgewandelt werden ;

2. die erforderlichen Maßnahmen einzuleiten — wenn erforderlich
durch Vorlegung eines Geſetzentwurfs zur Abänderung des Be⸗

ſoldungsgeſtzes vom 15 . Juli 1909 — um den Arbeitern und Hand⸗
werkern der Reichs - Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung bei ihrer
etatsmäßigen Anſtellung einen angemeſſenen Teil ihrer Arbeiter⸗
und Handwerkerdienſtjahre auf das Beſoldungsdienſtalter anzu —
rechnen ;

3. dem Reichstag alsbald eine Denkſchrift über das Reſultat der ver⸗

ſicherungstechniſchen Ermittlungen und Erwägungen über die Er⸗
richtung einer Penſionskaſſe für die von der Reichs - Poſt⸗ und

Telegraphenverwaltung beſchäftigten Arbeiter und Handwerker vor⸗

zulegen . “ (J. Seſſ . 1912 , Druckſ . Nr . 321 )

Dieſer Antrag iſt ohne Begründung ſeitens des Zentrums an —

genommen worden ; er war von einigen Zentrumsabgeordneten
in Verbindung mit der Wirtſchaftlichen Vereinigung geſtellt
worden . Die Zentrumsfraktion hat folgenden Antrag in der

Budgetkommiſſion zur Annahme gebracht :

„ den Herrn Reichskanzler zu erſuchen , die erforderlichen Maßnahmen zu

treffen , durch welche : die in der Reichspoſtverwaltung beſchäftigten Perſonen
eine den örtlichen Lohn - und Lebensverhältniſſen entſprechende Bezahlung
erhalten . “

Abg . Duffner führte hierzu aus :

„Ich möchte . bei dieſer Gelegenheit aber empfehlen , daß in den ge⸗
ſamten Reichsbetrieben , ſpeziell auch im Gebiete der Reichspoſtverwaltung , bei

b



t ind

detnal⸗

der Zuteilung der Arbeiten und der Lohnbemeſſung auf die Familien⸗verhältniſſe in einem höheren Maße Rückſicht genommen wird als bisher( ſehr richti ! im Zentrum ) , wobei dann auch die Kinderzahl entſprechendberückſichtigt werden kann und ſoll . ( Sehr richtig ! im Zentrum . ) Dadurch ,meine Herren , würde wohl eine hohe vaterländiſche und ſittliche Miſſionerfüllt werden , würden wohl auch manche Urſachen abgeſtellt werden , die zudem am letzten Freitag beklagten Geburtenrückgang leider führen . “
( 85. Sitzung vom 20. März 1912 . St . B. S. 1009 )

Abg . Giesberts bemerkte :
„ Ein vierter Punkt , von dem ich allerdings zugebe , daß er nicht ſo leichtzu löſen iſt , iſt die Stellung der Poſtboten in den Induſtriebezirken undGroßſtädten . Die Poſtboten in den Induſtriebezirken müſſen wir mindeſtensſo hoch entlohnen , wie ein tüchtiger gelernter Induſtriearbeiter in dieſenInduſtriebezirken entlohnt wird . Mir ſcheint , daß die gegenwärtige Ent⸗lohnung , ſpeziell im rheiniſch -weſtfäliſchen Induſtriegebiet ,nach der Richtunghin vieles zu wünſchen übrig läßt . Hier müßte unbedingt ein Ausgleich ge⸗ſchaffen werden ; Geld koſtet das ja immer . Aber i erinnere daran , daßgerade im Induſtriegebiet der ganze Poſtbeſtelldienſt und auch der Poſt⸗abfertigungsdienſt an die Beamtenſchaft große Anforderungen an Arbeitskraftund Arbeitsleiſtung ſtellt , aus den Gründen , die ich ſchon dargelegt habe .Man hat zwar auch im Induſtriegebiet noch vereinzelt Landbriefträger , abereine eigentliche Landbeſtellung gibt es im Induſtriegebiet nicht mehr ; denndas ganze Induſtriegebiet hat zwar eine lockere Bebauung , ſteht aberüberall in Verbindung , und die Arbeit der Briefträger wird dadurch erheblicherſchwert . “ ( 37. Sitzung vom 28. März 1912 . St . B. S. 1094)
Staatsſekretär Krätke ſagte hier Entgegenkommen zu .

105 . Für die Arbeiter der Heeresverwaltung hat das Zentrum
beantragt :

„a) den Herrn Reichskanzler zu erfuchen :
I. die Löhne der in den Militärbetrieben beſchäftigten Handwerker ,Arbeiter und Arbeiterinnen aufzubeſſern , ſo daß dieſelben den durchTarifvertrag feſtgeſetzten Löhnen der Handwerker , Arbeiter und

Arbeiterinnen gleichartiger Gewerbe an den betreffenden Orten
zum mindeſten gleichkommen ;

2. den Arbeiterausſchüſſen bei der Geſtaltung der Lohn - und Arbeits⸗
bedingungen eine geeignete Mitwirkung zu ermöglichen ;3. daß die Mitglieder der Arbeiterausſchüſſe im Arbeitsverhältniswährend ihrer Amtsdauer entſprechend geſichert werden ;4. daß es Vertretern der einzelnen Ausſchüſſe ermöglicht wird , in
wichtigen Fällen die Wünſche der Arbeiter den höheren vorgeſetzten
Dienſtſtellen vorzutragen . (J. Seſſ . 1912 , Druckſ . Nr . 434 )

b) den Herrn Reichskanzler zu erſuchen , dem Reichstag eine Denkſchriftüber das Reſultat der verſicherungstechniſchen Erwägungen über Errichtungeiner Penſionskaſſe für die in den Betrieben der Heeresverwaltung be⸗
ſchäftigten Handwerker , Arbeiter und Arbeiterinnen vorzulegen . “

(J. Seſſ . 1912 , Pruckſ . Nr . 435 )

Abg . Trimborn trat für dieſe Wünſche ein .
„ Dann beſteht noch der Wunſch nach Fortfall der Lohnklaſſe 5. Dieſe

weiſt einen Lohn auf von 3,20 M. Nun wird von Siegburger Arbeitern be⸗
hauptet , daß der Siegburger Handlanger und gewöhnliche Tagearbeiter4 M. bis 4,50 M. täglich verdiene ; man dürfe da — ſagt man — nicht



operieren mit dem ſogenannten „ortsüblichen Tagelohn “ ; der ortsübliche

Tagelohn würde ja nach dem allgemeinen Durchſchnitt fixiert ; der ſei hier

nicht maßgebend ; der wirklich gezahlte Lohn in Siegburg ſei 4 bis 4,50 M.

für Handlanger und gewöhnliche Tagearbeiter ; demgegenüber reiche die Lohn⸗

klaſſe 5 mit 3,20 M. nicht aus . “
( 62. Sitzung vom 14. Mai 1912 . St . B. S. 1972 )

„ Nach der Militärverwaltung ſollen allerdings wiederholt Klagen ſeitens

der Handwerksmeiſter in der Siegburger Gegend darüber geführt ſein , daß die

Arbeiter in den Siegburger Inſtituten ganz bedeutend beſſer bezahlt würden ,

als die Handwerksmeiſter in der Gegend von Siegburg und Umgegend ſie

bezahlen könnten , daß infolgedeſſen die Geſellen aus den Betrieben heraus⸗

liefen in die königlichen Inſtitute , weil ſie ſich dort beſſer ſtünden . “
( St . B. S. 1975 )

„Z. B. iſt ſeit 1904 , ſeit dem Jahr , ſeit dem die jetzige Lohn —

ordnung beſteht , die Zahl der Arbeiker in der 1. Lohnklaſſe um 56 Prozent

gewachſen , in der 2. um 33, in der 3. um 73 Prozent , während die in der

4. Lohnklaſſe um 82 Prozent geſunken ſind . Das beweiſt deutlich , wie die

Arbeiter ſich verbeſſert haben . Dieſe Angaben beziehen ſich auf den Stück⸗—

lohn , und in ähnlicher Weiſe geſtaltet es ſich beim Zeitlohn . Wenn man

den Geſamtbetrag der Verdienſte in Betracht zieht , ſo ergibt ſich, daß die

Verdienſte der Arbeiter ſeit dem Jahre 1907 im Stücklohn um 10,86 und im

Zeitlohn um 8,26 Prozent ſich verbeſſert haben . ( Hört ! hört ! rechts . ) Die

Durchſchnittsbeträge , die ſich für die techniſchen Inftitute ergeben , ſind ſo,

daß die Stücklohnarbeiter beziehen 5,82 Mark , die Zeitlohnarbeiter 4/98 Mark

täglich . Von einem Beſtreben , die Löhne herabzuſetzen , kann gar keine Rede

ſein , wie ſchon aus den Bemerkungen hervorgeht , die ich vorher gemacht

habe über die alljährlich erfolgende , aufs ſorgfältigſte vorgenommene Feſt⸗

fetzung der Löhne nach dem Verhältnis zur Privatinduſtrie . Daß die Heeres⸗

verwaltung auf die Privatinduſtrie Rückſicht nehmen muß , verſteht ſich ganz

von ſelbſt . Wenn die Arbeiterausſchüfſe ſich in den Befugniſſen

halten , für die ſie geſchaffen ſind , und ihre Tätigkeit innerhalb der Inſtitute

ausüben , haben ſie überall ſegensreich gewirkt . Das iſt nur anzuerkennen ,

und wir ſind auch dauernd bemüht geweſen , ihre Tätigkeit zu erweitern .

Es iſt erſt kürzlich wieder eine Beſtimmung , die übrigens auch bereits in

die dem Reichstag vorliegende Darſtellung der Arbeiterverhältniſſe auf⸗

genommen iſt , getroffen worden , wonach die Arbeiterausſchüſſe berechtigt ſind ,

unmittelbar bei der Beſichtigung den höheren Vorgeſetzten ihre Wünſche vorzu⸗

tragen , daß alſo der Inſtanzenzug für ſolche beſondere Fälle ausgeſchaltet iſt .

Damit iſt einem Wunſch entſprochen , der wiederholt im Reichstag vor —

getragen iſt . “ ( General Wandel am 14. Mai 1912 . St . B. S. 1975 )

106 . Die Wünſche der Reichseiſenbahnarbeiter trug der Abg .

Koßmann vor :

„Zunächſt klagen die Arbeiter über ungenügende Löhne ; die Löhne ſind

nicht entſprechend den geſteigerten Lebensbedingungen aufgebeſſert worden

Meine politiſchen Freunde haben ſeit Jahren den Standpunkt vertreten ,

daß die Löhne der Reichseiſenbahnarbeiter zum mindeſten den Löhnen , die

in der Induſtrie gezahlt werden , nach Möglichkeit gleichgeſtellt werden ſollen .

Ich verweiſe da auf eine Reſolution , welche meine Fraktion im Jahre 1910

eingebracht hat , und die auch angenommen wurde , in der ausdrücklich

geſagt iſt :
Die Löhne der Arbeiter und Handwerker ſollen ſo erhöht und ge—

ſtaltet werden , daß ſie unter keinen Umſtänden hinter den orts⸗

üblichen Gewerbelöhnen zurückbleiben .



Ferner :
Es ſollen die ſtatiſtiſchen Nachweiſe der Reichseiſenbahnverwaltung
über die Arbeitsverhältniſſe ſo erweitert werden , daß nicht nur die
Durchſchnittslöhne , ſondern die wirklich verdienten Löhne der Arbeiter
dargeſtellt werden . “

( 48. Sitzung vom 27. April 1912 . St . B. S. 1475 )

Eiſenbahnminiſter von Breitenbach entgegnete :
„ Der Abg . Koßmann verlangt Gleichſtellung mit der Induſtrie . Ich

halte dieſes Verlangen an ſich für berechtigt und zwar nicht nur mit Beziehung
auf die Induſtrie , ſondern auch auf die anderen Erwerbsgruppen des Landes ,
namentlich die Landwirtſchaft . Ich halte die Meinung , daß wir die Löhne
unſerer Rottenarbeiter mit denen der Landwirtſchaft in der Umgegend in
Einklang zu bringen haben , an ſich für richtig und notwendig . Aber , meine
Herren , ich ſtehe auf dem Standpunkt , daß das , was hier gewünſcht wird ,
tatſächlich erreicht iſt , namentlich wenn Sie noch in Anſatz bringen die be⸗
ſonderen Vorteile , die den Arbeitern der Reichseiſenbahnen aus ihrer Zu⸗
gehörigkeit zu der Verwaltung erwachſen . “

( 48. Sitzung vom 27. April 1912 . St . B. S. 1477 )

107 . Zugunſten der Werftarbeiter ſtimmte das Zentrum für
folgenden Antrag :

„den Herrn Reichskanzler zu erſuchen , dafür Sorge tragen zu wollen ,
daß bei den Wahlen zur Betriebskrankenkaſſe und zu den Arbeiterausſchüſſen
in den Marinebetrieben die Verhältniswahl eingeführt wird . “

Abg . Erzberger wünſchte höhere Löhne , längeren Urlaub
und Bezahlung der geſetzlichen Feiertage . Die Reichsverwaltung
ließ erklären :

„ Der Herr Abgeordnete Erzberger hat darauf hingewieſen , daß das
Akkordbureau ſo, wie es an einer Stelle einer Werft eingerichtet ſei , nicht
ſo funktioniere hinſichtlich der Zuziehung der Arbeiter , wie es die Arbeiter ,
die ſich an ihn gewandt haben , wünſchten . Wir werden dieſe Angelegenheit
nachprüfen und werden ſehen , was in der Beziehung möglicherweiſe zu ver⸗
anlaſſen ſein wird . “ ( 63. Sitzung vom 15. Mai 1912 . St . B. S. 2035 )

Eine arbeitsreiche Seſſion hat der neue Reichstag hinter ſich,
eine hochbedeutſame , in der das Zentrum in ebenſo verantwortungs —
voller wie einflußreicher Stellung für das Gedeihen des deutſchen
Vaterlandes gearbeitet hat .
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